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57 Verordnung 


betreffend Erlaß des Wechſelgeſetzes. 
Vom 9. März 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 26 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und zur Durchführung der Genfer Abkommen zur Ver⸗ 
einheitlichung des Wechſelrechts vom 7. Juni 1930 wird die folgende Verordnung unter der Bezeichnung 
„Wechſelgeſetz“ mit Geſetzeskraft erlaſſen. 


Danzig, den 9. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Wechſelgeſetz 
Vom 9. März 1934. 


Erſter Teil 
Gezogener Wechſel 
Erſter Abſchnitt 
Ausſtellung und Form des gezogenen Wechſels 


Artikel 1 
Der gezogene Wechſel enthält: 
1. die Bezeichnung als Wechſel im Texte der Urkunde, und zwar in der Sprache, in der ſie 
ausgeſtellt iſt; 
die unbedingte Anweiſung, eine beſtimmte Geldſumme zu zahlen; 
den Namen deſſen, der zahlen ſoll (Bezogener); 
die Angabe der Verfallzeit; 
die Angabe des Zahlungsortes; 
den Namen deſſen, an den oder an deſſen Order gezahlt werden ſoll; 
die Angabe des Tages und des Ortes der Ausitellung; - 
die Unterſchrift des Ausſtellers. 


9 D g e Y 


Artikel 2 

Eine Urkunde, der einer der im vorſtehenden Artikel bezeichneten Beſtandteile fehlt, gilt nicht als 
gezogener Wechſel, vorbehaltlich der in den folgenden Abſätzen bezeichneten Fälle. 

Ein Wechſel ohne Angabe der Verfallzeit gilt als Sichtwechſel. 

Mangels einer beſonderen Angabe gilt der bei dem Namen des Bezogenen angegebene Ort als 
Zahlungsort und zugleich als Wohnort des Bezogenen. f 

Ein Wechſel ohne Angabe des Ausſtellungsortes gilt als ausgeſtellt an dem Orte, der bei dem 

Namen des Ausſtellers angegeben iſt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 3. 1934.) 
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Artikel 3 
Der Wechſel kann an die eigene Order des Ausſtellers lauten. 
Er kann auf den Ausſteller ſelbſt gezogen werden. 
Er kann für Rechnung eines Dritten gezogen werden. 


i Artikel 4 
Der Wechſel kann bei einem Dritten, am Wohnort des Bezogenen oder an einem anderen Orte, 
zahlbar geſtellt werden. 
Artikel 5 
. In einem Wechſel, der auf Sicht oder auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lautet, kann der 
Ausſteller beſtimmen, daß die Wechſelſumme zu verzinſen iſt. Bei jedem anderen Wechſel gilt der Zins⸗ 
vermerk als nicht geſchrieben. 
Der Zinsfuß iſt im Wechſel anzugeben; fehlt dieſe Angabe, jo gilt der Zinsvermerk als nicht ge⸗ 
ſchrieben. 
Die Zinſen laufen vom Tage der Ausſtellung des Wechſels, ſofern nicht ein anderer Tag be⸗ 
ſtimmt iſt. 
Artikel 6 
Iſt die Wechſelſumme in Buchſtaben und in Ziffern angegeben, ſo gilt bei Abweichungen die in 
Buchſtaben angegebene Summe. 
Iſt die Wechſelſumme mehrmals in Buchſtaben oder mehrmals in Ziffern angegeben, ſo gilt bei 
Abweichungen die geringſte Summe. 
Artikel 7 
Trägt ein Wechſel Unterſchriften von Perſonen, die eine Wechſelverbindlichkeit nicht eingehen 
können, gefälſchte Anterſchriften, Unterſchriften erdichteter Perſonen oder Unterſchriften, die aus irgend⸗ 
einem anderen Grunde für die Perſonen, die unterſchrieben haben oder mit deren Namen unterſchrieben 
worden iſt, keine Verbindlichkeit begründen, ſo hat dies auf die Gültigkeit der übrigen Unterſchriften 
keinen Einfluß. 
Artikel 8 
Wer auf einen Wechſel ſeine Unterſchrift als Vertreter eines anderen ſetzt, ohne hierzu ermächtigt 
zu ſein, haftet ſelbſt wechſelmäßig und hat, wenn er den Wechſel einlöſt, dieſelben Rechte, die der an⸗ 
geblich Vertretene haben würde. Das gleiche gilt von einem Vertreter, der ſeine Vertretungsbefugnis 
überſchritten hat. 
Artikel 9 
Der Ausſteller haftet für die Annahme und die Zahlung des Wechſels. 
Er kann die Haftung für die Annahme ausſchließen; jeder Vermerk, durch den er die Haftung für 
die Zahlung ausſchließt, gilt als nicht geſchrieben. 
et! Artitel 10 
Wenn ein Wechſel, der bei der Begebung unvollitändig war, den getroffenen Vereinbarungen 
zuwider ausgefüllt worden iſt, ſo kann die Nichteinhaltung dieſer Vereinbarungen dem Inhaber nicht 
entgegengeſetzt werden, es ſei denn, daß er den Wechſel in böſem Glauben erworben hat oder ihm beim 
Erwerb eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 


Zweiter Abſchnitt 
Indoſſament 


Artikel 11 
Jeder Wechſel kann durch Indoſſament übertragen werden, auch wenn er nicht ausdrücklich an Order 

lautet. KH 

Hat der Ausſteller in den Wechſel die Worte „nicht an Order“ oder einen gleichbedeutenden 
Vermerk aufgenommen, ſo kann der Wechſel nur in der Form und mit den Wirkungen einer gewöhn⸗ 
lichen Abtretung übertragen werden. 

Das Indoſſament kann auch auf den Bezogenen, gleichviel ob er den Wechſel angenommen hat 
oder nicht, auf den Ausſteller oder auf jeden anderen Wechſelverpflichteten lauten. Dieſe Perſonen 
können den Wechſel weiter indoſſieren. 
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Artikel 12 
Das Indoſſament muß unbedingt fern. Bedingungen, von denen es abhängig gemacht wird, gelten 
als nicht geſchrieben. 
Ein Teilindoſſament iſt nichtig. 
Ein Indoſſament an den Inhaber gilt als Blankoindoſſament. 


Artikel 13 
Das Indoſſament muß auf den Wechſel oder auf ein mit dem Wechſel verbundenes Blatt (An⸗ 
hang) geſetzt werden. Es muß von dem Indoſſanten unterſchrieben werden. 
Das Indoſſament braucht den Indoſſatar nicht zu bezeichnen und kann ſelbſt in der bloßen Unter⸗ 
ſchrift des Indoſſanten beſtehen (Blankoindoſſament). In dieſem letzteren Falle muß das Indoſſament, 
um gültig zu ſein, auf die Rückſeite des Wechſels oder auf den Anhang geſetzt werden. 


Artikel 14 
Das Indoſſament überträgt alle Rechte aus dem Wechſel. 
Iſt es ein Blankoindoſſament, ſo kann der Inhaber i 
1. das Indoſſament mit ſeinem Namen oder mit dem Namen eines anderen ausfüllen; 
2. den Wechſel durch ein Blankoindoſſament oder an eine beſtimmte Perſon weiter indoſſieren: 
3. den Wechſel weiter begeben, ohne das Blankoindoſſament auszufüllen und ohne ihn zu in⸗ 
doſſieren. 
Artikel 15 
Der Indoſſant haftet mangels eines entgegenſtehenden Vermerkes für die Annahme und die 
Zahlung. 
Er kann unterſagen, daß der Wechſel weiter indoſſiert wird; in dieſem Falle haftet er denen nicht, 
an die der Wechſel weiter indoſſiert wird. 
Artikel 16 
Wer den Wechſel in Händen hat, gilt als rechtmäßiger Inhaber, ſofern er ſein Recht durch eine 
ununterbrochene Reihe von Indoſſamenten nachweiſt, und zwar auch dann, wenn das letzte ein Blanko⸗ 
indoſſament iſt. Ausgeſtrichene Indoſſamente gelten hierbei als nicht geſchrieben. Folgt auf ein Blanko⸗ 
indoſſament ein weiteres Indoſſament, ſo wird angenommen, daß der Ausſteller dieſes Indoſſaments 
den Wechſel durch das Blankoindoſſament erworben hat. i 
Iſt der Wechſel einem früheren Inhaber irgendwie abhanden gekommen, ſo iſt der neue Inhaber, 
der ſein Recht nach den Vorſchriften des vorſtehenden Abſatzes nachweiſt, zur Herausgabe des Wechſels 
nur verpflichtet, wenn er ihn in böſem Glauben erworben hat oder ihm beim Erwerb eine grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit zur Laſt fällt. 
Artikel 17 
Wer aus dem Wechſel in Anſpruch genommen wird, kann dem Inhaber keine Einwendungen ent⸗ 
gegenſetzen, die ſich auf ſeine unmittelbaren Beziehungen zu dem Ausſteller oder zu einem früheren 
Inhaber gründen, es ſei denn, daß der Inhaber bei dem Erwerbe des Wechſels bewußt zum Nachteil 
des Schuldners gehandelt hat. 
Artikel 18 
Enthält das Indoſſament den Vermerk „Wert zur Einziehung“, „zum Inkaſſo“, „in Prokura“ 
oder einen anderen nur eine Bevollmächtigung ausdrückenden Vermerk, ſo kann der Inhaber alle Rechte 
aus dem Wechſel geltend machen; aber er kann ihn nur durch ein weiteres Vollmachtsindoſſament über⸗ 
tragen. N 
Die Wechſelverpflichteten können in dieſem Falle dem Inhaber nur ſolche Einwendungen ent⸗ 
gegenſetzen, die ihnen gegen den Indoſſanten zuſtehen. 
Die in dem Vollmachtsindoſſament enthaltene Vollmacht erliſcht weder mit dem Tode noch mit 
dem Eintritt der Handlungsunfähigkeit des Vollmachtgebers. 


Artikel 19 a 

Enthält das Indoſſament den Vermerk „Wert zur Sicherheit“, „Wert zum Pfande“ oder einen 
anderen eine Verpfändung ausdrückenden Vermerk, ſo kann der Inhaber alle Rechte aus dem Wechſel 
geltend machen; ein von ihm ausgeſtelltes Indoſſament hat aber nur die Wirkung eines Vollmachts⸗ 
indoſſaments. - 

Die Wechſelverpflichteten können dem Inhaber keine Einwendungen entgegenſetzen, die ſich auf ihre 
unmittelbaren Beziehungen zu dem Indoſſanten gründen, es ſei denn, daß der Inhaber bei dem Er⸗ 
werbe des Wechſels bewußt zum Nachteil des Schuldners gehandelt hat. 
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Artikel 20 
Ein Indoſſament nach Verfall hat diejelben Wirkungen wie ein Indoſſament vor Verfall. Iſt je⸗ 
doch der Wechſel erſt nach Erhebung des Proteſtes mangels Zahlung oder nach Ablauf der hierfür 
beſtimmten Friſt indoſſiert worden, ſo hat das Indoſſament nur die Wirkungen einer gewöhnlichen Ab⸗ 
tretung. 
Bis zum Beweis des Gegenteils wird vermutet, daß ein nicht datiertes Indoſſament vor Ablauf 
der für die Erhebung des Proteſtes beſtimmten Friſt auf den Wechſel geſetzt worden iſt. 


Dritter Abſchnitt 
Annahme 
Artikel 21 


Der Wechſel kann von dem Inhaber oder von jedem, der den Wechſel auch nur in Händen hat, bis 
zum Verfall dem Bezogenen an ſeinem Wohnort zur Annahme vorgelegt werden. 


Artikel 22 

Der Ausſteller kann in jedem Wechſel mit oder ohne Beſtimmung einer Friſt vorſchreiben, daß 
der Wechſel zur Annahme vorgelegt werden muß. 

Er kann im Wechſel die Vorlegung zur Annahme unterſagen, wenn es ſich nicht um einen Wechſel 
handelt, der bei einem Dritten oder an einem von dem Wohnort des Bezogenen verſchiedenen Ort 
zahlbar iſt oder der auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lautet. 5 

Er kann auch vorſchreiben, daß der Wechſel nicht vor einem beſtimmten Tage zur Annahme vor⸗ 
gelegt werden darf. 

Jeder Indoſſant kann, wenn nicht der Ausſteller die Vorlegung zur Annahme unterſagt hat, mit 
oder ohne Beſtimmung einer Friſt vorſchreiben, daß der Wechſel zur Annahme vorgelegt werden muß. 


Artikel 23 
Wechſel, die auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lauten, müſſen binnen einem Jahre nach dem 
Tage der Ausſtellung zur Annahme vorgelegt werden. 
Der Ausſteller kann eine kürzere oder eine längere Friſt beſtimmen. 
Die Indoſſanten können die Vorlegungsfriſten abkürzen. 


Artikel 24 

Der Bezogene kann verlangen, daß ihm der Wechſel am Tage nach der erſten Vorlegung nochmals 
vorgelegt wird. Die Beteiligten können ſich darauf, daß dieſem Verlangen nicht entſprochen worden iſt, 
nur berufen, wenn das Verlangen im Proteſt vermerkt iſt. 

Der Inhaber iſt nicht verpflichtet, den zur Annahme vorgelegten Wechſel in der Hand des Be⸗ 
zogenen zu laſſen. 

Artikel 25 
Die Annahmeerklärung wird auf den Wechſel geſetzt. Sie wird durch das Wort „angenommen“ 
oder ein gleichbedeutendes Wort ausgedrückt; ſie iſt vom Bezogenen zu unterſchreiben. Die bloße 
Unterſchrift des Bezogenen auf der Vorderſeite des Wechſels gilt als Annahme. 

Lautet der Wechſel auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht oder iſt er infolge eines beſonderen Ver⸗ 
merks innerhalb einer beſtimmten Friſt zur Annahme vorzulegen, ſo muß die Annahmeerklärung den 
Tag bezeichnen, an dem ſie erfolgt iſt, ſofern nicht der Inhaber die Angabe des Tages der Vor⸗ 
legung verlangt. Iſt kein Tag angegeben, ſo muß der Inhaber, um ſeine Rückgriffsrechte gegen die 
Indoſſanten und den Ausſteller zu wahren, dieſe Unterlaſſung rechtzeitig durch einen Proteſt feſtſtellen 
laſſen. 

Artikel 26 

Die Annahme muß unbedingt ſein; der Bezogene kann ſie aber auf einen Teil der Wechſelſumme 
beſchränken. 

Wenn die Annahmeerklärung irgendeine andere Abweichung von den Beſtimmungen des Wechſels 
enthält, ſo gilt die Annahme als verweigert. Der Annehmende haftet jedoch nach dem Inhalt 
ſeiner Annahmeerklärung. 

ö Artikel 27 

Hat der Ausſteller im Wechſel einen von dem Wohnort des Bezogenen verſchiedenen Zahlungsort 
angegeben, ohne einen Dritten zu bezeichnen, bei dem die Zahlung geleiſtet werden ſoll, ſo kann der 
Bezogene bei der Annahmeerklärung einen Dritten bezeichnen. Mangels einer ſolchen Bezeichnung wird 
angenommen, daß ſich der Annehmer verpflichtet hat, ſelbſt am Zahlungsorte zu zahlen. 
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Sit der Wechſel beim Bezogenen ſelbſt zahlbar, ſo kann dieſer in der Annahmeerklärung eine am 
Zahlungsorte befindliche Stelle bezeichnen, wo die Zahlung geleiſtet werden ſoll. 


Artikel 28 

Der Bezogene wird durch die Annahme verpflichtet, den Wechſel bei Verfall zu bezahlen. 

Mangels Zahlung hat der Inhaber, auch wenn er der Ausſteller iſt, gegen den Annehmer einen 
unmittelbaren Anſpruch aus dem Wechſel auf alles, was auf Grund der Artikel 48 und 49 gefordert 
werden kann. 

Artikel 29 

Hat der Bezogene die auf den Wechſel geſetzte Annahmeerklärung vor der Rückgabe des Wechſels 
geſtrichen, ſo gilt die Annahme als verweigert. Bis zum Beweis des Gegenteils wird vermutet, daß 
die Streichung vor der Rückgabe des Wechſels erfolgt iſt. 

Hat der Bezogene jedoch dem Inhaber oder einer Perſon, deren Unterſchrift ſich auf dem 
Wechſel befindet, die Annahme ſchriftlich mitgeteilt, ſo haftet er dieſen nach dem Inhalt ſeiner An⸗ 
nahmeerklärung. 

Vierter Abſchnitt 
Wechſel bürgſchaft 
Artikel 30 

Die Zahlung der Wechſelſumme kann ganz oder teilweiſe durch Wechſelbürgſchaft geſichert werden. 

Dieſe Sicherheit kann von einem Dritten oder auch von einer Perſon geleiſtet werden, deren Unter⸗ 
ſchrift ſich ſchon auf dem Wechſel befindet. 

Artikel 31 

Die Bürgſchaftserklärung wird auf den Wechſel oder auf einen Anhang geſetzt. 

Sie wird durch die Worte „als Bürge“ oder einen gleichbedeutenden Vermerk ausgedrückt; ſie iſt 
von dem Wechſelbürgen zu unterſchreiben. 

Die bloße Unterſchrift auf der Vorderſeite des Wechſels gilt als Bürgſchaftserklärung, ſoweit 
es ſich nicht um die Anterſchrift des Bezogenen oder des Ausſtellers handelt. 

In der Erklärung iſt anzugeben, für wen die Bürgſchaft geleiſtet wird; mangels einer ſolchen 
Angabe gilt ſie für den Ausſteller. 

Artikel 32 

Der Wechſelbürge haftet in der gleichen Weiſe wie derjenige, für den er ſich verbürgt hat. 

Seine Verpflichtungserklärung iſt auch gültig, wenn die Verbindlichkeit, für die er ſich verbürgt 
hat, aus einem anderen Grund als wegen eines Formfehlers nichtig iſt. 

Der Wechſelbürge, der den Wechſel bezahlt, erwirbt die Rechte aus dem Wechſel gegen denjenigen, 
für den er ſich verbürgt hat, und gegen alle, die dieſem wechſelmäßig haften. 


Fünfter Abſchnitt 
Ver fall 
Artikel 33 

Ein Wechſel kann gezogen werden 

auf Sicht; 

auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht; 

auf eine beſtimmte Zeit nach der Ausſtellung; 

auf einen beſtimmten Tag. 5 
Wechſel mit anderen oder mit mehreren aufeinanderfolgenden Verfallzeiten ſind nichtig. 


Artikel 34 f 
Der Sichtwechſel iſt bei der Vorlegung fällig. Er muß binnen einem Jahre nach der Ausſtellung 
zur Zahlung vorgelegt werden. Der Ausſteller kann eine kürzere oder eine längere Friſt beſtimmen. 
Die Indoſſanten können die Vorlegungsfriſten abkürzen. f 
Der Ausſteller kann vorſchreiben, daß der Sichtwechſel nicht vor einem beſtimmten Tage zur 
Zahlung vorgelegt werden darf. In dieſem Falle beginnt die Vorlegungsfriſt mit dieſem Tage. 


Artikel 35 f 
Der Verfall eines Wechſels, der auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lautet, richtet ſich nach dem in 
der Annahmeerklärung angegebenen Tage oder nach dem Tage des Proteſtes. f 
Iſt in der Annahmeerklärung ein Tag nicht angegeben und ein Proteſt nicht erhoben worden, ſo 
gilt dem Annehmer gegenüber der Wechſel als am letzten Tage der für die Vorlegung zur Annahme 
vorgeſehenen Friſt angenommen. f 
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Artikel 36 

Ein Wechſel, der auf einen oder mehrere Monate nach der Ausſtellung oder nach Sicht lautet, 
verfällt an dem entſprechenden Tage des Zahlungsmonats. Fehlt dieſer Tag, ſo iſt der Wechſel am 
letzten Tage des Monats fällig. 

Lautet der Wechſel auf einen oder mehrere Monate und einen halben Monat nach der Aus⸗ 
ſtellung oder nach Sicht, ſo werden die ganzen Monate zuerſt gezählt. 

Iſt als Verfallzeit der Anfang, die Mitte oder das Ende eines Monats angegeben, ſo iſt dar⸗ 
unter der erſte, der fünfzehnte oder der letzte Tag des Monats zu verſtehen. 

Die Ausdrücke „acht Tage“ oder „fünfzehn Tage“ bedeuten nicht eine oder zwei Wochen, ſondern 
volle acht oder fünfzehn Tage. 

Der Ausdruck „halber Monat“ bedeutet fünfzehn Tage. 


Artikel 37 

Iſt ein Wechſel an einem beſtimmten Tag an einem Orte zahlbar, deſſen Kalender von dem des 
Ausſtellungsorts abweicht, ſo iſt für den Verfalltag der Kalender des Zahlungsorts maßgebend. 

Iſt ein zwiſchen zwei Orten mit verſchiedenem Kalender gezogener Wechſel eine beſtimmte Zeit nach 
der Ausſtellung zahlbar, ſo wird der Tag der Ausſtellung in den nach dem Kalender des Zahlungsorts 
entſprechenden Tag umgerechnet und hiernach der Verfalltag ermittelt. 

Auf die Berechnung der Friſten für die Vorlegung von Wechſeln findet die Vorſchrift des vor⸗ 
ſtehenden Abſatzes entſprechende Anwendung. 5 

Die Vorſchriften dieſes Artikels finden keine Anwendung, wenn ſich aus einem Vermerk im Wechſel 
oder ſonſt aus deſſen Inhalt ergibt, daß etwas anderes beabſichtigt war. 


Sechſter Abſchnitt 
Zahlung 
Artikel 38 

Der Inhaber eines Wechſels, der an einem beſtimmten Tage oder beſtimmte Zeit nach der Aus⸗ 
ſtellung oder nach Sicht zahlbar iſt, hat den Wechſel am Zahlungstag oder an einem der beiden fol⸗ 
genden Werktage zur Zahlung vorzulegen. 

Die Einlieferung in eine Abrechnungsſtelle ſteht der Vorlegung zur Zahlung gleich. 

Der Senat beſtimmt, welche Einrichtungen als Abrechnungsſtellen anzuſehen ſind und unter welchen 
Vorausſetzungen die Einlieferung erfolgen kann. 


Artikel 39 
Der Bezogene kann vom Inhaber gegen Zahlung die Aushändigung des quittierten Wechſels 
verlangen. 
Der Inhaber darf eine Teilzahlung nicht zurückweiſen. 
Im Falle der Teilzahlung kann der Bezogene verlangen, daß ſie auf dem Wechſel vermerkt 
und ihm eine Quittung erteilt wird. 
Artikel 40 
Der Inhaber des Wechſels ift nicht verpflichtet, die Zahlung vor Verfall anzunehmen. 
Der Bezogene, der vor Verfall zahlt, handelt auf eigene Gefahr. 
Wer bei Verfall zahlt, wird von ſeiner Verbindlichkeit befreit, wenn ihm nicht Argliſt oder 
grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. Er iſt verpflichtet, die Ordnungsmäßigkeit der Reihe der Indoſſa⸗ 
mente, aber nicht die Anterſchriften der Indoſſanten zu prüfen. 


Artikel 41 

Lautet der Wechſel auf eine Währung, die am Zahlungsorte nicht gilt, ſo kann die Wechſel⸗ 
ſumme in der Landeswährung nach dem Werte gezahlt werden, den ſie am Verfalltage beſitzt. Wenn 
der Schuldner die Zahlung verzögert, ſo kann der Inhaber wählen, ob die Wechſelſumme nach dem 
Kurs des Verfalltages oder nach dem Kurs des Zahlungstages in die Landeswährung umgerechnet 
werden ſoll. 

Der Wert der fremden Währung beſtimmt ſich nach den Handelsgebräuchen des Zahlungsortes. 
Der Ausſteller kann jedoch im Wechſel für die zu zahlende Summe einen Umrechnungskurs be⸗ 
ſtimmen. 

Die Vorſchriften der beiden erſten Abſätze finden keine Anwendung, wenn der Ausſteller die 
Zahlung in einer beſtimmten Währung vorgeſchrieben hat (Effektivvermerk). 
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Lautet der Wechſel auf eine Geldſorte, die im Lande der Ausſtellung dieſelbe Bezeichnung, aber 
einen anderen Wert hat als in dem der Zahlung, ſo wird vermutet, daß die Geldſorte des Zah⸗ 
lungsortes gemeint iſt. 

Artikel 42 

Wird der Wechſel nicht innerhalb der im Artikel 38 beſtimmten Friſt zur Zahlung vorgelegt, ſo 
kann der Schuldner die Wechſelſumme bei der zuſtändigen Behörde auf Gefahr und Koſten des In⸗ 
habers hinterlegen. 

Siebenter Abſchnitt 
Rückgriff mangels Annahme und mangels Zahlung 
Artikel 43 

Der Inhaber kann gegen die Indoſſanten, den Ausſteller und die anderen Wechſelverpflichteten 
bei Verfall des Wechſels Rückgriff nehmen, wenn der Wechſel nicht bezahlt worden iſt. 

Das gleiche Recht ſteht dem Inhaber ſchon vor Verfall zu, 

1. wenn die Annahme ganz oder teilweiſe verweigert worden iſt; 

2. wenn über das Vermögen des Bezogenen, gleichviel ob er den Wechſel angenommen hat oder 
nicht, der Konkurs oder das gerichtliche Vergleichsverfahren eröffnet worden iſt oder wenn der 
Bezogene auch nur ſeine Zahlungen eingeſtellt hat oder wenn eine Zwangsvollſtreckung in 
ſein Vermögen fruchtlos verlaufen iſt; 

3. wenn über das Vermögen des Ausſtellers eines Wechſels, deſſen Vorlegung zur Annahme 
unterſagt iſt, der Konkurs oder das gerichtliche Vergleichsverfahren eröffnet worden iſt. 


Artikel 44 

Die Verweigerung der Annahme oder der Zahlung muß durch eine öffentliche Arkunde (Proteſt 
mangels Annahme oder mangels Zahlung) feſtgeſtellt werden. 

Der Proteſt mangels Annahme muß innerhalb der Friſt erhoben werden, die für die Vorlegung 
zur Annahme gilt. Iſt im Falle des Artikels 24 Abſ. 1 der Wechſel am letzten Tage der Friſt zum 
erſten Male vorgelegt worden, ſo kann der Proteſt noch am folgenden Tage erhoben werden. 

Der Proteſt mangels Zahlung muß bei einem Wechſel, der an einem beſtimmten Tag oder be⸗ 
ſtimmte Zeit nach der Ausſtellung oder nach Sicht zahlbar iſt, an einem der beiden auf den Zahlungs⸗ 
tag folgenden Werktage erhoben werden. Bei einem Sichtwechſel muß der Proteſt mangels Zahlung 
in den gleichen Friſten erhoben werden, wie ſie im vorhergehenden Abſatz für den Proteſt mangels An⸗ 
nahme vorgeſehen ſind. 

Iſt Proteſt mangels Annahme erhoben worden, ſo bedarf es weder der Vorlegung zur Zahlung 
noch des Proteſtes mangels Zahlung. 

Hat der Bezogene, gleichviel ob er den Wechſel angenommen hat oder nicht, ſeine Zahlungen ein⸗ 
geſtellt, oder iſt eine Zwangsvollſtreckung in ſein Vermögen fruchtlos verlaufen, ſo kann der Inhaber 
nur Rückgriff nehmen, nachdem der Wechſel dem Bezogenen zur Zahlung vorgelegt und Proteſt erhoben 
worden iſt. f 

Iſt über das Vermögen des Bezogenen, gleichviel ob er den Wechſel angenommen hat oder nicht, 
oder über das Vermögen des Ausſtellers eines Wechſels, deſſen Vorlegung zur Annahme unterſagt 
iſt, Konkurs oder das gerichtliche Vergleichsverfahren eröffnet worden, ſo genügt es zur Ausübung 
des Rückgriffrechts, daß der gerichtliche Beſchluß über die Eröffnung des Konkurſes oder des gericht⸗ 
lichen Vergleichsverfahrens vorgelegt wird. Die Vorlegung der Bekanntmachung des gerichtlichen Be⸗ 
ſchluſſes im Staatsanzeiger oder in dem zur Veröffentlichung amtlicher Bekanntmachungen des Gerichts 
beſtimmten Blatte iſt der Vorlegung des gerichtlichen Beſchluſſes gleichzuachten. 


Artikel 45 

Der Inhaber muß ſeinen unmittelbaren Vormann und den Ausſteller von dem Unterbleiben der 
Annahme oder der Zahlung innerhalb der vier Werktage benachrichtigen, die auf den Tag der Proteſt⸗ 
erhebung oder, im Falle des Vermerks „ohne Koſten“, auf den Tag der Vorlegung folgen. Jeder 
Indoſſant muß innerhalb zweier Werktage nach Empfang der Nachricht ſeinem unmittelbaren Vor⸗ 
manne von der Nachricht, die er erhalten hat, Kenntnis geben und ihm die Namen und Adreſſen der⸗ 
jenigen mitteilen, die vorher Nachricht gegeben haben, und ſo weiter in der Reihenfolge, bis zum Aus⸗ 
ſteller. Die Friſten laufen vom Empfang der vorhergehenden Nachricht. 

Wird nach Maßgabe des vorhergehenden Abſatzes einer Perſon, deren Unterſchrift ſich auf dem 
Wechſel befindet, Nachricht gegeben, ſo muß die gleiche Nachricht in derſelben Friſt ihrem Wechſelbürgen 
gegeben werden. N Reini ans 
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Hat ein Indoſſant feine Adreſſe nicht oder in unleſerlicher Form angegeben, jo genügt es, dab 
ſein unmittelbarer Vormann benachrichtigt wird. i 

Die Nachricht kann in jeder Form gegeben werden, auch durch die bloße Rückſendung des Wechſels. 

Der zur Benachrichtigung Verpflichtete hat zu beweiſen, daß er in der vorgeſchriebenen Friſt be⸗ 
nachrichtigt hat. Die Friſt gilt als eingehalten, wenn ein Schreiben, das die Benachrichtigung ent⸗ 
hält, innerhalb der Friſt zur Poſt gegeben worden iſt. 

Wer die rechtzeitige Benachrichtigung verſäumt, verliert nicht den Rückgriff; er haftet für den etwa 
durch ſeine Nachläſſigkeit entſtandenen Schaden, jedoch nur bis zur Höhe der Wechſelſumme. 


Artikel 46 

Der Ausſteller ſowie jeder Indoſſant oder Wechſelbürge kann durch den Vermerk „ohne Koſten“, 
„ohne Proteſt“ oder einen gleichbedeutenden auf den Wechſel geſetzten und unterzeichneten Vermerk den 
Inhaber von der Verpflichtung befreien, zum Zwecke der Ausübung des Rückgriffs Proteſt mangels 
Annahme oder mangels Zahlung erheben zu laſſen. 

Der Vermerk befreit den Inhaber nicht von der Verpflichtung, den Wechſel rechtzeitig vorzulegen 
und die erforderlichen Nachrichten zu geben. Der Beweis, daß die Friſt nicht eingehalten worden iſt, 
liegt demjenigen ob, der ſich dem Inhaber gegenüber darauf beruft. 

Sit der Vermerk vom Ausſteller beigefügt, ſo wirkt er gegenüber allen Wechſelverpflichteten; iſt 
er von einem Indoſſanten oder einem Wechſelbürgen beigefügt, ſo wirkt er nur dieſen gegenüber. Läßt 


i Artikel 47 

Alle, die einen Wechſel ausgeſtellt, angenommen, indoſſiert oder mit einer Bürgſchaftserklärung 
verſehen haben, haften dem Inhaber als Geſamtſchuldner. 

Der Inhaber kann jeden einzeln oder mehrere oder alle zuſammen in Anſpruch nehmen, ohne an 
die Reihenfolge gebunden zu ſein, in der ſie ſich verpflichtet haben. 

Das gleiche Recht ſteht jedem Wechſelverpflichteten zu, der den Wechſel eingelöſt hat. 

Durch die Geltendmachung des Anſpruchs gegen einen Wechſelverpflichteten verliert der Inhaber 
nicht ſeine Rechte gegen die anderen Wechſelverpflichteten, auch nicht gegen die Nachmänner desjenigen, 
der zuerſt in Anſpruch genommen worden iſt. 

Artikel 48 

Der Inhaber kann im Wege des Rückgriffs verlangen: 

1. die Wechſelſumme, ſoweit der Wechſel nicht angenommen oder nicht eingelöſt worden iſt, mit 
den etwa bedungenen Zinſen; 

2. Zinſen zu ſechs vom Hundert ſeit dem Berfalltage; 

3. die Koſten des Proteſtes und der Nachrichten ſowie die anderen Auslagen; 

4. eine Vergütung, die mangels beſonderer Vereinbarung ein Drittel vom Hundert der Haupt⸗ 
ſumme des Wechſels beträgt und dieſen Satz keinesfalls überſchreiten darf. 

Wird der Rückgriff vor Verfall genommen, ſo werden von derWechſelſumme Zinſen abgezogen. 
Dieſe Zinſen werden auf Grund des öffentlich bekanntgemachten Diskontſatzes (Satz der Bank von 
Danzig) berechnet, der am Tage des Rückgriffs am Wohnort des Inhabers gilt. 


Artikel 49 
Wer den Wechſel eingelöſt hat, kann von ſeinen Vormännern verlangen: 
1. den vollen Betrag, den er gezahlt hat; 
2. die Zinſen dieſes Betrages zu ſechs vom Hundert ſeit dem Tage der Einlöfung; 
3. ſeine Auslagen; i 
4. eine Vergütung, die nach den Vorſchriften des Artikels 48 Abſ. 1 Nr. 4 berechnet wird. 


Artikel 50 
Jeder Wechſelverpflichtete, gegen den Rückgriff genommen wird oder genommen werden kann, iſt 
berechtigt, zu verlangen, daß ihm gegen Entrichtung der Rückgriffsſumme der Wechſel mit dem Proteſt 
und eine quittierte Rechnung ausgehändigt werden. 
Jeder Indoſſant, der den Wechſel eingelöſt hat, kann ſein Indoſſament und die Indoſſamente 
ſeiner Nachmänner ausſtreichen. . 
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E Artikel 51 ö 1 42 
Bei dem Rückgriff nach einer Teilannahme kann derjenige, der den nicht angenommenen Teil der 
Wechſelſumme entrichtet, verlangen, daß dies auf dem Wechſel vermerkt und ihm darüber Quittung er⸗ 
teilt wird. Der Inhaber muß ihm ferner eine beglaubigte Abſchrift des Wechſels und den Proteſt 
aushändigen, um den weiteren Rückgriff zu ermöglichen. a 


Artikel 52 

Wer zum Rückgriff berechtigt iſt, kann mangels eines entgegenſtehenden Vermerkes den Rückgriff 
dadurch nehmen, daß er auf einen ſeiner Vormänner einen neuen Wechſel (Rückwechſel) zieht, der auf 
Sicht lautet und am Wohnort dieſes Vormannes zahlbar iſt. 

Der Rückwechſel umfaßt, außer den in den Artikeln 48 und 49 angegebenen Beträgen, die Mäkler⸗ 
gebühr und die Stempelſteuer für den Rückwechſel. i 

Wird der Rückwechſel vom Inhaber gezogen, ſo richtet ſich die Höhe der Wechſelſumme nach dem 
Kurſe, den ein vom Zahlungsorte des urſprünglichen Wechſels auf den Wohnort des Vormannes ge⸗ 
zogener Sichtwechſel hat. Wird der Rückwechſel von einem Indoſſanten gezogen, ſo richtet ſich die Höhe 
der Wechſelſumme nach dem Kurſe, den ein vom Wohnorte des Ausſtellers des Rückwechſels auf den 
Wohnort des Vormannes gezogener Sichtwechſel hat. t 


Artikel 53 i 

Mit der Verſäumung der Friſten 

für die Vorlegung eines Wechſels, der auf Sicht oder auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht 
lautet, 
für die Erhebung des Proteſtes mangels Annahme oder mangels Zahlung, 
für die Vorlegung zur Zahlung im Falle des Vermerkes „ohne Koſten“ 
verliert der Inhaber feine Rechte gegen die Indoſſanten, den Ausſteller und alle anderen Wechſelver⸗ 
pflichteten, mit Ausnahme des Annehmers. 

Verſäumt der Inhaber die vom Ausſteller für die Vorlegung zur Annahme vorgeſchriebene Friſt, 
ſo verliert er das Recht, mangels Annahme und mangels Zahlung Rückgriff zu nehmen, ſofern nicht 
der Wortlaut des Vermerkes ergibt, daß der Ausſteller nur die Haftung für die Annahme hat aus⸗ 
ſchließen wollen. : 

Iſt die Friſt für die Vorlegung in einem Indoſſament enthalten, ſo kann ſich nur der In⸗ 
doſſant darauf berufen. 

Artikel 54 

Steht der rechtzeitigen Vorlegung des Wechſels oder der rechtzeitigen Erhebung des Proteſtes ein 
unüberwindliches Hindernis entgegen (geſetzliche Vorſchrift eines Staates oder ein anderer Fall höhe⸗ 
rer Gewalt), ſo werden die für dieſe Handlungen beſtimmten Friſten verlängert. 

Der Inhaber iſt verpflichtet, ſeinen unmittelbaren Vormann von dem Falle der höheren Ge⸗ 
walt unverzüglich zu benachrichtigen und die Benachrichtigung unter Beifügung des Tages und Ortes 
ſowie ſeiner Unterſchrift auf dem Wechſel oder einem Anhang zu vermerken; im übrigen finden die Vor⸗ 
ſchriften des Artikels 45 Anwendung. 

Fällt die höhere Gewalt weg, ſo muß der Inhaber den Wechſel unverzüglich zur Annahme oder 
zur Zahlung vorlegen und gegebenenfalls Proteſt erheben laſſen. 

Dauert die höhere Gewalt länger als dreißig Tage nach Verfall, ſo kann Rückgriff genommen 
werden, ohne daß es der Vorlegung oder der Proteſterhebung bedarf. 

Bei Wechſeln, die auf Sicht oder auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lauten, läuft die dreißig⸗ 
tägige Friſt von dem Tage, an dem der Inhaber ſeinen Vormann von dem Falle der höheren 
Gewalt benachrichtigt hat; dieſe Nachricht kann ſchon vor Ablauf der Vorlegungsfriſt gegeben werden. 
Bei Wechſeln, die auf beſtimmte Zeit nach Sicht lauten, verlängert ſich die dreißigtägige Friſt um 
die im Wechſel angegebene Nachſichtfriſt. 

Tatſachen, die rein perſönlich den Inhaber oder denjenigen betreffen, den er mit der Vorlegung 
des Wechſels oder mit der Proteſterhebung beauftragt hat, gelten nicht als Fälle höherer Gewalt. 


Achter Abſchnitt 
Ehreneintritt 
1. Allgemeine Vorſchriften 2 ERS 
: Artikel 55 x Er 
Der Ausſteller ſowie jeder Indoſſant oder Wechſelbürge kann eine Perſon angeben, die im Not⸗ 
fall annehmen oder zahlen Toll. 
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Der Wechſel kann unter den nachſtehend bezeichneten Vorausſetzungen zu Ehren eines jeden 
Wechſelverpflichteten, gegen den Rückgriff genommen werden kann, angenommen oder bezahlt werden. 

Jeder Dritte, auch der Bezogene, ſowie jeder aus dem Wechſel bereits Verpflichtete, mit Aus⸗ 
nahme des Annehmers, kann einen Wechſel zu Ehren annehmen oder bezahlen. 

Wer zu Ehren annimmt oder zahlt, iſt verpflichtet, den Wechſeloerpflichteten, für den er eintritt, 
innerhalb zweier Werktage hiervon zu benachrichtigen. Hält er die Friſt nicht ein, ſo haftet er für 
den etwa durch ſeine Nachläſſigkeit entſtandenen Schaden, jedoch nur bis zur Höhe der Wechſelſumme. 


2. Ehrenannahme 
Artikel 56 
Die Ehrenannahme iſt in allen Fällen zuläſſig, in denen der Inhaber vor Verfall Rückgriff nehmen 
kann, es ſei denn, daß es ſich um einen Wechſel handelt, deſſen Vorlegung zur Annahme unterſagt iſt. 
Sit auf dem Wechſel eine Perſon angegeben, die im Notfall am Zahlungsort annehmen oder 
zahlen ſoll, ſo kann der Inhaber vor Verfall gegen denjenigen, der die Notadreſſe beigefügt hat, 
und gegen ſeine Nachmänner nur Rückgriff nehmen, wenn er den Wechſel der in der Notadreſſe be⸗ 
zeichneten Perſon vorgelegt hat und im Falle der Verweigerung der Ehrenannahme die Verweige⸗ 
rung durch einen Proteſt hat feſtſtellen laſſen. 
In den anderen Fällen des Ehreneintritts kann der Inhaber die Ehrenannahme zurückweiſen. Läßt 
er ſie aber zu, ſo verliert er den Rückgriff vor Verfall gegen denjenigen, zu deſſen Ehren die Annahme 
erklärt worden iſt, und gegen deſſen Nachmänner. 


Artikel 57 
Die Ehrenannahme wird auf dem Wechſel vermerkt; ſie iſt von demjenigen, der zu Ehren an⸗ 
nimmt, zu unterſchreiben. In der Annahmeerklärung iſt anzugeben, für wen die Ehrenannahme 
ſtattfindet; mangels einer ſolchen Angabe gilt ſie für den Ausſteller. 


Artikel 58 

Wer zu Ehren annimmt, haftet dem Inhaber und den Nachmännern desjenigen, für den er ein⸗ 
getreten iſt, in der gleichen Weiſe wie dieſer ſelbſt. 

Trotz der Ehrenannahme können der Wechſel verpflichtete, zu deſſen Ehren der Wechſel ange 
nommen worden iſt, und ſeine Vormänner vom Inhaber gegen Erſtattung des im Artikel 48 an⸗ 
gegebenen Betrages die Aushändigung des Wechſels und gegebenenfalls des erhobenen Proteſtes 
ſowie einer quittierten Rechnung verlangen. f 


3. Ehrenzahlung 
Artikel 59 
Die Ehrenzahlung iſt in allen Fällen zuläſſig, in denen der Inhaber bei Verfall oder vor Verfall 
Rückgriff nehmen kann. f 
Die Ehrenzahlung muß den vollen Betrag umfaſſen, den der Wechſelverpflichtete, für den ſie 
ſtattfindet, zahlen müßte. 
Sie muß ſpäteſtens aw Tage nach Ablauf der Friſt für die Erhebung des Proteſtes mangels 
Zahlung ſtattfinden. 
: Artikel 60 
Sit der Wechſel von Perſonen zu Ehren angenommen, die ihren Wohnſitz am Zahlungsort 
haben, oder ſind am Zahlungsort wohnende Perſonen angegeben, die im Notfall zahlen ſollen, ſo 
muß der Inhaber ſpäteſtens am Tage nach Ablauf der Friſt für die Erhebung des Proteſtes 
mangels Zahlung den Wechſel allen dieſen Perſonen vorlegen und gegebenenfalls Proteſt wegen 
unterbliebener Ehrenzahlung erheben laſſen. E . ee eee e 
Wird der Proteſt nicht rechtzeitig erhoben, ſo werden derjenige, der die Notadreſſe angegeben hat 
oder zu deſſen Ehren der Wechſel angenommen worden iſt, und die Nachmänner frei. 


Artikel 61 


Weiſt der Inhaber die Ehrenzahlung zurück, ſo verliert er den Rückgriff gegen diejenigen, die 
frei geworden wären. 


Artikel 62 

Über die Ehrenzahlung iſt auf dem Wechſel eine Quittung auszuſtellen, die denjenigen bezeichnet, 
für den gezahlt wird. Fehlt die Bezeichnung, ſo gilt die Zahlung für den Ausſteller. 
Der Wechſel und der etwa erhobene Proteſt ſind dem Ehrenzahler auszuhändigen. 
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Artitel 63 

Der Ehrenzahler erwirbt die Rechte aus dem Wechſel gegen den Wechſel verpflichteten, für den 
er gezahlt hat, und gegen die Perſonen, die dieſem aus dem Wechſel haften. Er kann jedoch den Wechſel 
nicht weiter indoſſieren. 

Die Nachmänner des Wechſelverpflichteten, für den gezahlt worden iſt, werden frei. 

Sind mehrere Ehrenzahlungen angeboten, ſo gebührt derjenigen der Vorzug, durch welche die 
meiſten Wechſelverpflichteten frei werden. Wer entgegen dieſer Vorſchrift in Kenntnis der Sachlage 
zu Ehren zahlt, verliert den Rückgriff gegen diejenigen, die ſonſt frei geworden wären. 


2 ! 


Neunter Abſchnitt 
Ausfertigung mehrerer Stücke eines Wechſels; Wechſelabſchriften 
1. Ausfertigungen 
Artikel 64 

Der Wechſel kann in mehreren gleichen Ausfertigungen ausgeſtellt werden. 

Dieſe Ausfertigungen müſſen im Texte der Urkunde mit fortlaufenden Nummern verſehen ſein; 
andernfalls gilt jede Ausfertigung als beſonderer Wechſel. 

Jeder Inhaber eines Wechſels kann auf feine Koſten die Übergabe mehrerer Ausfertigungen ver⸗ 
langen, ſofern nicht aus dem Wechſel zu erſehen iſt, daß er in einer einzigen Ausfertigung ausge⸗ 
ſtellt worden iſt. Zu dieſem Zwecke hat ſich der Inhaber an ſeinen unmittelbaren Vormann zu 
wenden, der wieder an ſeinen Vormann zurückgehen muß, und ſoweiter in der Reihenfolge bis zum 
Ausſteller. Die Indoſſanten ſind verpflichtet, ihre Indoſſamente auf den neuen Ausfertigungen zu 
wiederholen. 

Artikel 65 

Wird eine Ausfertigung bezahlt, ſo erlöſchen die Rechte aus allen Ausfertigungen, auch wenn 
dieſe nicht den Vermerk tragen, daß durch die Zahlung auf eine Ausfertigung die anderen ihre Gültig⸗ 
keit verlieren. Jedoch bleibt der Bezogene aus jeder angenommenen Ausfertigung, die ihm nicht zu⸗ 
rückgegeben worden iſt, verpflichtet. 

Hat ein Indoſſant die Ausfertigungen an verſchiedene Perſonen übertragen, ſo haften er und ſeine 
Nachmänner aus allen Ausfertigungen, die ihre Unterſchrift tragen und nicht herausgegeben worden 
ſind. 

Artikel 66 

Wer eine Ausfertigung zur Annahme verſendet, hat auf den anderen Ausfertigungen den 
Namen deſſen anzugeben, bei dem ſich die verſendete Ausfertigung befindet. Dieſer iſt verpflichtet, ſie 
dem rechtmäßigen Inhaber einer anderen Ausfertigung auszuhändigen. 

Wird die Aushändigung verweigert, ſo kann der Inhaber nur Rückgriff nehmen, nachdem er 
durch einen Proteſt hat feſtſtellen laſſen: 

1. daß ihm die zur Annahme verſendete Ausfertigung auf ſein Verlangen nicht ausgehän⸗ 
digt worden iſt; f 
2. daß die Annahme oder die Zahlung auch nicht auf eine andere Ausfertigung zu erlangen 
war. 
2. Abſchriften 
Artikel 67 

Jeder Inhaber eines Wechſels iſt befugt, Abſchriften davon herzuſtellen. 

Die Abſchrift muß die Urſchrift mit den Indoſſamenten und allen anderen darauf befindlichen 
Vermerken genau wiedergeben. Es muß angegeben ſein, wie weit die Abſchrift reicht. 

Die Abſchrift kann auf dieſelbe Weiſe und mit denſelben Wirkungen indoſſiert und mit einer 
Bürgſchaftserklärung verſehen werden wie die Arſchrift. 


Artikel 68 N 
In der Abſchrift iſt der Verwahrer der Urſchrift zu bezeichnen. Dieſer it verpflichtet, die Ur⸗ 
ſchrift dem rechtmäßigen Inhaber der Abſchrift auszuhändigen. A 
Wird die Aushändigung verweigert, ſo kann der Inhaber gegen die Indoſſanten der Abſchrift 
und gegen diejenigen, die eine Bürgſchaftserklärung auf die Abſchrift geſetzt haben, nur Rückgriff 
nehmen, nachdem er durch einen Proteſt hat feſtſtellen laſſen, daß ihm die Arſchrift auf ſein Ver⸗ 
langen nicht ausgehändigt worden iſt. : 
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Enthält die Urſchrift nach den letzten, vor Anfertigung der Abſchrift daraufgeſetzten Indoſſament 
den Vermerk „von hier ab gelten Indoſſamente nur noch auf der Abſchrift“ oder einen gleichbedeu⸗ 
tenden Vermerk, ſo iſt ein ſpäter auf die Urſchrift geſetztes Indoſſament nichtig. 


Zehnter Abſchnitt 
Anderungen 
Artikel 69 
Wird der Text eines Wechſels geändert, To haften diejenigen, die nach der Anderung ihre Unter⸗ 
ſchrift auf den Wechſel geſetzt haben, entſprechend dem geänderten Texte; wer früher unterſchrieben 
hat, haftet nach dem urſprünglichen Texte. 


Elfter Abſchnitt 
Verjährung 
Artikel 70 

Die wechſelmäßigen Anſprüche gegen den Annehmer verjähren in drei Jahren vom Verfalltage. 

Die Anſprüche des Inhabers gegen die Indoſſanten und gegen den Ausſteller verjähren in einem 
Jahre vom Tage des rechtzeitig erhobenen Proteſtes oder im Falle des Vermerkes „ohne Koſten“ 
vom Verfalltage. 

Die Anſprüche eines Indoſſanten gegen andere Indoſſanten und gegen den Ausſteller verjähren 
in fehs Monaten von dem Tage, an dem der Wechſel vom Indoſſanten eingelöft oder ihm gegen- 
über gerichtlich geltend gemacht worden iſt. 

Artikel 71 

Die Unterbrechung der Verjährung wirkt nur gegen den Wechſelverpflichteten, in Anſehung deſſen 

die Tatſache eingetreten iſt, welche die Unterbrechung bewirkt. 


Zwölfter Abſchnitt 
= Allgemeine Vorſchriften 
ae Artitel 72 
Verfällt der Wechſel an einem geſetzlichen Feiertage, ſo kann die Zahlung erſt am nächſten 
Werktage verlangt werden. Auch alle anderen auf den Wechſel bezüglichen Handlungen, insbeſondere 
die Vorlegung zur Annahme und die Proteſterhebung, können nur an einem Werktage ſtattfinden. 
Fällt der letzte Tag einer Friſt, innerhalb deren eine dieſer Handlungen vorgenommen werden 
muß, auf einen geſetzlichen Feiertag, ſo wird die Friſt bis zum nächſten Werktage verlängert. Feier⸗ 
tage, die in den Lauf einer Friſt fallen, werden bei der Berechnung der Friſt mitgezählt. 


Artikel 73 
Bei der Berechnung der geſetzlichen oder im Wechſel beſtimmten Friſten wird der Tag, von 
dem ſie zu laufen beginnen, nicht mitgezählt. 


Artikel 74 
Weder geſetzliche noch richterliche Reſpekttage werden anerkannt. 


Zweiter Teil 
Eigener Wechſel 


Artikel 75 
Der eigene Wechſel enthält: = 
1. die Bezeichnung als Wechſel im Texte der Urkunde, und zwar in der Sprache, in der ſie 
ausgeſtellt iſt; 
das unbedingte Verſprechen, eine beſtimmte Geldſumme zu zahlen; 
die Angabe der Verfallzeit; 
die Angabe des Zahlungsortes; 
den Namen deſſen, an den oder an deſſen Order gezahlt werden ſoll; 
die Angabe des Tages und des Ortes der Ausſtellung; 
die Unterſchrift des Ausſtellers. 


1 n RWM 


a Artikel 76 
i Eine Urkunde, der einer der im vorſtehenden Artikel bezeichneten Beſtandteile fehlt, gilt nicht als 
eigener Wechſel, vorbehaltlich der in den folgenden Abſätzen bezeichneten Fälle. 

Ein eigener Wechſel ohne Angabe der Verfallzeit gilt als Sichtwechſel. 
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Mangels einer beſonderen Anagbe gilt der Ausſtellungsort als Zahlungsort und zugleich als 
Wohonrt des Ausſtellers. 
Ein eigener Wechſel ohne Angabe des Ausſtellungsortes gilt als ausgeſtellt an dem Orte, der bei 
dem Namen des Ausſtellers angegeben iſt. 
Artikel 77 
Für den eigenen Wechſel gelten, ſoweit ſie nicht mit ſeinem Weſen in Widerſpruch ſtehen, die für 
den gezogenen Wechſel gegebenen Vorſchriften über 
das Indoſſament ((Artikel 11 bis 20), 
den Verfall (Artikel 33 bis 37), 
die Zahlung (Artikel 38 bis 42), 
den Rückgriff mangels Zahlung (Artikel 43 bis 50, 52 bis 54), 
die Ehrenzahlung (Artikel 55, 59 bis 63), 
die Abſchriften (Artikel 67 und 68), 
die Anderungen (Artikel 69), 
die Verjährung (Artikel 70 und 71), 
die Feiertage, die Friſtenberechnung und das Verbot der Reſpekttage (Artikel 72 bis 74). 
Ferner gelten für den eigenen Wechſel die Vorſchriften über gezogene Wechſel, die bei einem Dritten 
oder an einem von dem Wohnort des Bezogenen verſchiedenen Ort zahlbar ſind (Artikel 4 und 27), 
über den Zinsvermerk (Artikel 5), über die Abweichungen bei der Angabe der Wechſelſumme (Artikel 6), 
über die Folgen einer ungültigen Unterſchrift (Artikel 7) oder die Unterſchrift einer Perſon, die ohne 
Vertretungsbefugnis handelt oder ihre Vertretungsbefugnis überſchreitet (Artikel 8), und über den 
Blankowechſel (Artikel 10). 
Ebenſo finden auf den eigenen Wechſel die Vorſchriften über die Wechſelbürgſchaft Anwendung 
(Artikel 30 bis 32); im Falle des Artikels 31 Abſ. 4 gilt die Wechſelbürgſchaft, wenn die Erklärung 
nicht angibt, für wen ſie geleiſtet wird, für den Ausſteller des eigenen Wechſels. 


Artikel 78 

Der Ausſteller eines eigenen Wechſels haftet in der gleichen Weiſe wie der Annehmer eines ge⸗ 
zogenen Wechſels. 

Eigene Wechſel, die auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lauten, müſſen dem Ausſteller innerhalb. 
der im Artikel 23 bezeichneten Friſten zur Sicht vorgelegt werden. Die Sicht iſt von dem Ausſteller 
auf dem Wechſel unter Angabe des Tages und Beifügung der Unterſchrift zu beſtätigen. Die Nachſicht⸗ 
friſt läuft vom Tage des Sichtvermerkes. Weigert ſich der Ausſteller, die Sicht unter Angabe des Tages 
zu beſtätigen, ſo iſt dies durch einen Proteſt feſtzuſtellen (Artikel 25); die Nachſichtfriſt läuft dann vom 
Tage des Proteſtes. 

Dritter Teil 
Ergänzende Vorſchriften 
Erſter Abſchnitt 
Proteſt 
Artikel 79 

Jeder Proteſt muß durch einen Notar, einen Gerichtsbeamten oder einen Poſtbeamten aufgenommen 
werden. 

Den Poſtbeamten ſtehen ſollen Perſonen gleich, denen von der Poſtverwaltung die Aufnahme von 
Proteſten übertragen iſt. 

Artikel 80 
In dem Proteſt iſt aufzunehmen: f 

1. der Name deſſen, für den proteſtiert wird, ſowie der Name deſſen, gegen den proteſtiert 
wird; 

2. die Angabe, daß derjenige, gegen den proteſtiert wird, ohne Erfolg zur Vornahme der wechſel⸗ 

rechtlichen Leiſtung aufgefordert worden oder nicht anzutreffen geweſen iſt oder daß ſeine Ge⸗ 
ſchäftsräume oder ſeine Wohnung ſich nicht haben ermitteln laſſen; 5 

3. die Angabe des Ortes und des Tages, an dem die Aufforderung geſchehen oder ohne Erfolg 
verſucht worden iſt. 

Verlangt der Bezogene, dem ein Wechſel zur Annahme vorgelegt wird, die nochmalige Vorlegung 
am nächſten Tage, fo iſt dies im Proteſte zu vermerken. i 

Der Proteſt iſt von dem Proteſtbeamten zu unterſchreiben und mit dem Amtsſiegel oder dem 
Amtsſtempel zu verſehen. 
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Artikel 81 

Der Proteſt iſt auf den Wechſel oder auf ein mit dem Wechſel zu verbindendes Blatt zu ſetzen. 

Er ſoll unmittelbar hinter den letzten auf der Rückſeite des Wechſels befindlichen Vermerk, in Er⸗ 
mangelung eines ſolchen unmittelbar an einen Rand der Rückſeite geſetzt werden. 

Wird der Proteſt auf ein Blatt geſetzt, das mit dem Wechſel verbunden wird, ſo ſoll die Ver⸗ 
bindungsſtelle mit dem Amtsſiegel oder dem Amtsſtempel verſehen werden. Iſt dies geſchehen, ſo 
braucht der Unterſchrift des Proteſtbeamten ein Siegel oder Stempel nicht beigefügt zu werden. 

Wird der Proteſt unter Vorlegung mehrerer Ausfertigungen desſelben Wechſels oder unter Vor⸗ 
legung der Urſchrift und einer Abſchrift erhoben, ſo genügt die Beurkundung auf einer der Ausferti⸗ 
gungen oder auf der Arſchrift. Auf den anderen Ausfertigungen oder auf der Abſchrift iſt zu vermerken, 
auf welche Ausfertigung der Proteſt geſetzt worden iſt oder daß er ſich auf der Urſchrift befindet. Auf 
den Vermerk finden die Vorſchriften des Abſ. 2 und des Abſ. 3 Satz 1 entſprechende Anwendung. Der 
Proteſtbeamte hat den Vermerk zu unterſchreiben. 


Artikel 82 

Der Proteſt, den der Inhaber einer Abſchrift nach Artikel 68 Abi. 2 gegen den Verwahrer der 
Urſchrift erheben läßt, it auf die Abſchrift oder auf ein damit zu verbindendes Blatt zu ſetzen. 

Wird Proteſt erhoben, weil die Annahme auf einen Teil der Wechſelſumme beſchränkt worden iſt, 
ſo iſt eine Abſchrift des Wechſels anzufertigen und der Proteſt auf dieſe Abſchrift oder auf ein damit zu 
verbindendes Blatt zu ſetzen. Die Abſchrift hat auch die auf dem Wechſel befindlichen Indoſſamente 
und anderen Vermerke zu enthalten. 

Die Vorſchriften des Artikels 81 Abſ. 2 und Abſ. 3 finden entſprechende Anwendung. 


Artikel 83 
Muß eine wechſelrechtliche Leiſtung von mehreren Perſonen oder von derſelben Perſon mehrfach 
verlangt werden, ſo iſt über die mehrfache Aufforderung nur eine Proteſturkunde erforderlich. 


Artikel 84 
Der Wechſel kann an den Proteſtbeamten bezahlt werden. Die Befugnis des Proteſtbeamten zur 
Annahme der Zahlung kann nicht ausgeſchloſſen werden. 


Artikel 85 
Schreibfehler, Auslaſſungen und ſonſtige Mängel der Proteſturkunde können bis zur Aushändigung 
der Urkunde an denjenigen, für den der Proteſt erhoben worden iſt, von dem Proteſtbeamten berichtigt 
werden. Die Berichtigung iſt als ſolche unter Beifügung der Unterſchrift kenntlich zu machen. 
Von dem Proteſt iſt eine beglaubigte Abſchrift zurückzubehalten. Über den Inhalt des Wechſels 
oder der Wechſelabſchrift iſt ein Vermerk aufzunehmen. Der Vermerk hat zu enthalten: 
1. den Betrag des Wechſels; 
2. die Verfallzeit; 
3. den Ort und den Tag der Ausſtellung; 
4. den Namen des Ausſtellers, den Namen deſſen, an den oder an deſſen Order gezahlt werden 
ſoll, und den Namen des Bezogenen; 
5. falls eine vom Bezogenen oder bei eigenen Wechſeln vom Ausſteller verſchiedene Perſon ange⸗ 
geben iſt, durch welche die Zahlung bewirkt werden ſoll, den Namen dieſer Perſon ſowie die 
Namen der entwaigen Notadreſſen und derjenigen, die den Wechſel zu Ehren angenommen 
haben. 
Die Abſchriften und Vermerke ſind geordnet aufzubewahren. 


Artikel 86 N 
Proteſte ſollen in der Zeit von neun Uhr vormittags bis ſechs Uhr abends erhoben werden, 
außerhalb dieſer Zeit nur dann, wenn derjenige, gegen den proteſtiert wird, ausdrücklich einwilligt. 


Artikel 87 
Die Vorlegung zur Annahme oder Zahlung, die Proteſterhebung, die Abforderung einer Ausferti⸗ 
gung ſowie alle ſonſtigen bei einer beſtimmten Perſon vorzunehmenden Handlungen müſſen in deren Ge⸗ 
ſchäftsräumen oder, wenn ſich ſolche nicht ermitteln laſſen, in deren Wohnung vorgenommen werden. An 
einer anderen Stelle, insbeſondere an der Börſe, kann dies nur mit beiderſeitigem Einverſtändnis ge⸗ 


ſchehen. 
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Iſt in dem Proteſt vermerkt, daß ſich die Geſchäftsräume oder die Wohnung nicht haben ermitteln 
laſſen, ſo iſt der Proteſt nicht deshalb unwirkſam, weil die Ermittelung möglich war. 

Die Verantwortlichkeit des Proteſtbeamten, der es unterläßt, geeignete Ermittlungen anzuſtellen, 
wird durch die Vorſchrift des zweiten Abſatzes nicht berührt. Iſt eine Nachfrage bei der Polizeibehörde 
des Ortes ohne Erfolg geblieben, jo it der Proteſt beamte zu weiteren Nachforſchungen nicht verpflichtet. 


Artikel 88 

Eine in den Geſchäftsräumen oder in der Wohnung eines Beteiligten vorgenommene Handlung iſt 
auch dann wirkſam, wenn an Stelle des Ortes, in welchem die Geſchäftsräume oder die Wohnung liegen, 
ein benachbarter Ort in dem Wechſel angegeben it. Mit beiderſeitigem Einverſtändnis können auch in 
anderen Fällen die bei einem Beteiligten vorzunehmenden Handlungen an einem Orte erfolgen, der dem 
im Wechſel angegebenen Orte benachbart iſt. 

Welche Orte im Sinne dieſer Vorſchriften als benachbarte anzuſehen ſind, beſtimmt der Senat der 
Freien Stadt Danzig; die Beſtimmung iſt im Geſetzblatt bekanntzumachen. 


Zweiter Abſchnitt 
Bereicherung 
Artikel 89 
Iſt die wechſelmäßige Verbindlichkeit des Ausſtellers oder des Annehmers durch Verjährung oder 
dadurch erloſchen, daß eine zur Erhaltung des Wechſelrechts notwendige Handlung verſäumt worden iſt, 
ſo bleiben ſie dem Inhaber des Wechſels ſo weit verpflichtet, als ſie ſich mit deſſen Schaden bereichern 
würden. Der Anſpruch aus Herausgabe der Bereicherung verjährt in drei Jahren nach dem Erlöſchen 
der wechſelmäßigen Verbindlichkeit. 

Gegen die Indoſſanten, deren wechſelmäßige Verbindlichkeit erloſchen iſt, findet ein ſolcher Anſpruch 

nicht ſtatt. a 
Dritter Abſchnitt 
Abhanden gekommene Wechſel und Proteſturkunden 
Artikel 90 

Ein abhanden gekommener oder vernichteter Wechſel kann im Wege des Aufgebotsverfahrens für 
kraftlos erklärt werden. Nach Einleitung des Verfahrens kann der Berechtigte von dem Annehmer des 
gezogenen oder dem Ausſteller des eigenen Wechſels bei der Fälligkeit Zahlung fordern, wenn er bis 
zur Kraftloserklärung Sicherheit leiſtet. 

Eine abhanden gekommene oder vernichtete Proteſturkunde kann durch ein Zeugnis über die Proteſt⸗ 
erhebung erſetzt werden, das von der die beglaubigte Abſchrift der Urkunde verwahrenden Stelle zu 
erteilen iſt. In dem Zeugnis muß der Inhalt des Proteſtes und des gemäß Artikel 85 Abſ. 2 auf⸗ 
genommenen Vermerkes angegeben ſein. 

Vierter Teil 
Geltungsbereich der Geſetze 
Artikel 91 

Die Fähigkeit einer Perſon, eine Wechſelverbindlichkeit einzugehen, beſtimmt ſich nach dem Rechte 
des Landes, dem ſie angehört. Erklärt dieſes Recht das Recht eines anderen Landes für maßgebend, 
ſo iſt das letztere Recht anzuwenden. 

Wer nach dem im vorſtehenden Abſatze bezeichneten Rechte nicht wechſelfähig iſt, wird gleichwohl 
gültig verpflichtet, wenn die Unterſchrift in dem Gebiet eines Landes abgegeben worden iſt, nach deſſen 
Recht er wechſelfähig wäre. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die Verbindlichkeit von 
einem Inländer im Ausland übernommen worden it. 


Artikel 92 i 

Die Form einer Wechſelerklärung beſtimmt ſich nach dem Rechte des Landes, in deſſen Gebiete die 
Erklärung unterſchrieben worden iſt. a b 

Wenn jedoch eine Wechſelerklärung, die nach den Vorſchriften des vorſtehenden Abſatzes ungültig 
iſt, dem Rechte des Landes entſpricht, in deſſen Gebiet eine ſpätere Wechſelerklärung unterſchrieben 
worden iſt, jo wird durch Mängel in der Form der erſten Wechſelerklärung die Gültigkeit der ſpäteren 
Wechſelerklärung nicht berührt. i 

Eine Wechſelerklärung, die ein Inländer im Ausland abgegeben hat, iſt im Inland gegenüber 
anderen Inländern gültig, wenn die Erklärung den Formerforderniſſen des inländiſchen Rechtes genügt. 
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Artikel 93 
Die Wirkungen der Verpflichtungserklärungen des Annehmers eines gezogenen Wechſels und des 
Ausſtellers eines eigenen Wechſels beſtimmen ſich nach dem Rechte des Zahlungsortes. 
Die Wirkungen der übrigen Wechſelerklärungen beſtimmen ſich nach dem Rechte des Landes, in 
deſſen Gebiete die Erklärungen unterſchrieben worden ſind. . : 
Artikel 94 
Die Friſten für die Ausübung der Rückgriffsrechte werden für alle Wechſelverpflichteten durch das 
Recht des Ortes beſtimmt, an dem der Wechſel ausſtellt worden iſt. 
Artikel 95 
Das Recht des Ausſtellungsortes beſtimmt, ob der Inhaber eines gezogenen Wechſels die ſeiner 
Ausſtellung zugrunde liegende Forderung erwirbt. 
Artikel 96 
Das Necht des Zahlungsortes beſtimmt, ob die Annahme eines gezogenen Wechſels auf einen Teil 
der Summe beſchränkt werden kann und ob der Inhaber verpflichtet oder nicht verpflichtet iſt, eine 
Teilzahlung anzunehmen. 
Dasſelbe gilt für die Zahlung bei einem eigenen Wechſel. 
g Artikel 97 
Die Form des Proteſtes und die Friſten für die Proteſterhebung ſowie die Form der übrigen 
Handlungen, die zur Ausübung oder Erhaltung der Wechſelrechte erforderlich ſind, beſtimmen ſich nach 
dem Rechte des Landes, in deſſen Gebiete der Proteſt zu erheben oder die Handlung vorzunehmen iſt. 
Artikel 98 
Das Recht des Zahlungsortes beſtimmt die Maßnahmen, die bei Verluſt oder Diebſtahl eines 
Wechſels zu ergreifen ſind. 
Danzig, den 9. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


58 Verordnung 
betreffend Einführungsgeſetz zum Wechſelgeſetz. 
Vom 9. März 1934. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 26 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und zur Durchführung der Genfer Abkommen zur Ver⸗ 
einheitlichung des Wechſelrechts vom 7. Juni 1930 wird die folgende Verordnung unter der Bezeichnung 
„Einführungsgeſetz zum Wechſelgeſetz“ mit Geſetzeskraft erlaſſen. 

Danzig, den 9. März 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Einführungsgeſetz zum Wechſelgeſetz 
Vom 9. März 1934. 


Su Artitell 

Das Wechſelgeſetz tritt mit dem 1. April 1934 in Kraft. 

Die Vorſchriften der Wechſelordnung treten mit dem Inkrafttreten des Wechſelgeſetzes außer Kraft. 

Mit dem Inkrafttreten des Wechſelgeſetzes treten ferner außer Kraft, ſoweit ſie ſich auf Wechſel 

beziehen, 

die Vorſchriften des § 1 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen 
Maßnahmen und über die Verlängerung der Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts im Falle 
kriegeriſcher Ereigniſſe vom 4. Auguſt 1914 (Reichsgeſetzblatt S. 327) in der Faſſung der 
Verordnung vom 20. Januar 1919 (Reichsgeſetzblatt S. 91); 

die Vorſchriften des $ 3 der Verordnung zum Schutze gegen die Folgen der Stillegung von Bank⸗ 
betrieben vom 19. April 1919 (Reichsgeſetzblatt S. 397). 1 


\ 
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Mit dem Inkrafttreten des Wechſelgeſetzes treten auch die übrigen geſetzlichen wechſelrechtlichen 
Vorſchriften außer Kraft. 
Für Wechſel, die vor dem Inkrafttreten des Wechſelgeſetzes ausgeſtellt ſind, bleiben die entſpre⸗ 
chenden Vorſchriften des bisherigen Rechts maßgebend. 


Artikel 2 

Für den Zinsſatz beim Rückgriff aus Wechſeln, die im Inlande ſowohl ausgeſtellt als auch zahl- 
bar ſind, verbleibt es auch nach dem Inkrafttreten des Wechſelgeſetzes bei den Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes über die Wechſel⸗ und Scheckzinſen vom 1. Dezember 1926 (G. Bl. S. 327). 

Der Senat beſtimmt den Zeitpunkt, mit dem die Vorſchriften des Abſ. 1 und des Geſetzes über 
die Wechſel⸗ und Scheckzinſen vom 1. Dezember 1926 (G. Bl. S. 327), ſoweit es ſich auf Wechſel 
bezieht, außer Kraft treten. 

Artikel 3 

Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften der Wechſelordnung verwieſen iſt, treten an deren Stelle die 
entſprechenden Vorſchriften des Wechſelgeſetzes. 

Der Senat wird ermächtigt, nähere Vorſchriften zu erlaſſen. 


Artikel 4 
Soweit ſich das Geſetz über die Folgen der Verhinderung wechſel⸗ und ſcheckrechtlicher Hand⸗ 
lungen im Ausland vom 13. April 1914 (Reichsgeſetzblatt S. 107) auf Wechſel bezieht, treten an 
feine Stelle mit dem Inkrafttreten des Wechſelgeſetzes folgende Vorſchriften: 
Wird die rechtzeitige Vornahme einer Handlung, die im Ausland zur Ausübung oder 
Erhaltung der Rechte aus einem Wechſel vorzunehmen iſt, durch eine dort erlaſſene Vor⸗ 
ſchrift verhindert, ſo kann der Senat beſtimmen, daß die Rechte ungeachtet der Verſäumung 
beſtehen bleiben, ſofern die Handlung unverzüglich nach Wegfall des Hinderniſſes nachgeholt 
wird. In gleicher Weiſe kann beſtimmt werden, daß bei einer ſolchen Verhinderung nach 
einer beſtimmten Friſt Rückgriff genommen werden kann, ohne daß es der Vornahme der 
Handlung bedarf. 
Artikel 5 
Mit dem Inkrafttreten des Wechſelgeſetzes treten im Wechſelſteuergeſetz vom 15. Mai 1931 
(G. Bl. S. 375), abgeändert durch Verordnung vom 24. November 1933 (G. Bl. S. 615), folgende 
Anderungen ein: 
1. Im 8 7 Satz 2 werden die Worte „mangels Zahlung Proteſt erheben läßt“ durch die Worte 
„mangels Annahme oder mangels Zahlung Proteſt erheben läßt“ erſetzt. 
2. Im 8 11 Abſ. 1 werden die Worte „mangels Zahlung Proteſt erheben läßt“ durch die Worte 
„mangels Annahme oder mangels Zahlung Proteſt erheben läßt“ erſetzt. 
3. Im 8 12 Abſ. 3 werden die Worte „mangels Zahlung proteſtiert“ durch die Worte „mangels 
Annahme oder mangels Zahlung proteſtiert“ erſetzt. 
Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut des Wechſelſteuergeſetzes an den Sprachgebrauch des 
Wechſelgeſetzes anzupaſſen und die ſich aus der Anpaſſung ergebende Faſſung des Wechſelſteuergeſetzes 
unter dem Datum des Tages der Bekanntmachung neu bekanntzumachen. 


Danzig, den 9. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


59 Verordnung 
ö betreffend Erlaß des Scheckgeſetzes. 
Vom 9. März 1934. 


N Auf Grund des 8 1 Ziffer 26 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und zur Durchführung der Genfer Abkommen zur Ver⸗ 
einheitlichung des Scheckrechts vom 19. März 1931 wird die folgende Verordnung unter der Bezeichnung 
„Scheckgeſetz“ mit Geſetzeskraft erlaſſen. 


Danzig, den 9. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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Scheckgeſetz 
Vom 9. März 1934. 
Erſter Abſchnitt 
Ausſtellung und Form des Schecks 


Artikel 1 

Der Scheck enthält: 

1. die Bezeichnung als Scheck im Texte der Urkunde, und zwar in der Sprache, in der ſie 

ausgeſtellt iſt; 
. die unbedingte Anweiſung, eine beſtimmte Geldſumme zu bien 
den Namen deſſen, der zahlen ſoll (Bezogener); 
. die Angabe des Zahlungsortes; 
. die Angabe des Tages und des Ortes der Ausſtellung; 
die Anterſchrift des Ausſtellers. 


Artikel 2 

Eine Urkunde, in der einer der im vorſtehenden Artikel bezeichneten Beſtandteile fehlt, gilt nicht als 
Scheck, vorbehaltlich der in den folgenden Abſätzen bezeichneten Fälle. 

Mangels einer beſonderen Angabe gilt der bei dem Namen des Bezogenen angegebene Ort als 
Zahlungsort. Sind mehrere Orte bei dem Namen des Bezogenen angegeben, ſo iſt der Scheck an dem 
an erſter Stelle angegebenen Orte zahlbar. 

Fehlt eine ſolche und jede andere Angabe, ſo iſt der Scheck an dem Orte zahlbar, an dem der 
Bezogene ſeine Hauptniederlaſſung hat. 

Ein Scheck ohne Angabe des Ausſtellungsortes gilt als ausgeſtellt an dem Orte, der bei dem 
Namen des Ausſtellers angegeben iſt. 
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Artikel 3 N 
Der Scheck darf nur auf einen Bankier gezogen werden, bei dem der Ausſteller ein Guthaben 
hat, und gemäß einer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vereinbarung, wonach der Ausſteller das 
Recht hat, über dieſes Guthaben mittels Schecks zu verfügen. Die Gültigkeit der Urkunde als Scheck 
wird jedoch durch die Nichtbeachtung dieſer Vorſchriften nicht berührt. 


Artikel 4 
Der Scheck kann nicht angenommen werden. Ein auf den Scheck geſetzter Annahmevermerk gilt 
als nicht geſchrieben. 
i Artikel 5 
Der Scheck kann zahlbar geſtellt werden: 
an eine beſtimmte Perſon, mit oder ohne den ausdrücklichen Vermerk „an Order“; 
an eine beſtimmte Perſon, mit dem Vermerk „nicht an Order“ oder mit einem gleichbe⸗ 
deutenden Vermerk; 
an den Inhaber. 
Iſt im Scheck eine beſtimmte Perſon mit dem Zuſatz „oder Überbringer“ oder mit einem gleich⸗ 


bedeutenden Vermerk 5 Zahlungsempfänger bezeichnet, ſo gilt der Scheck als auf den Inhaber ge⸗ 
ſtellt. 


Ein Scheck ohne Angabe des Nehmers gilt als zahlbar an den Inhaber. 


Artikel 6 

Der Scheck kann an die eigene Order des Ausſtellers lauten. 

Der Scheck kann für Rechnung eines Dritten gezogen werden. 

Der Scheck kann nicht auf den Ausſteller ſelbſt gezogen werden, es ſei denn, daß es ſich um 
einen Scheck handelt, der von einer Niederlaſſung auf eine andere Niederlaſſung des Ausſtellers ge⸗ 
zogen wird. 

j Artitel 7 
Ein in den Scheck aufgenommener Zinsvermerk gilt als nicht geſchrieben. 


Artikel 8 
a Der Scheck kann bei einem Dritten, am Wohnort des Bezogenen oder an einem anderen Orte, 
zahlbar geſtellt werden, ſofern der Dritte Bankier iſt. 
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Artikel 9 
Iſt die Scheckſumme in Buchſtaben und in Ziffern angegeben, ſo gilt bei Abweichungen die in 
Buchſtaben angegebene Summe. 
Sit die Scheckſumme mehrmals in Buchſtaben oder mehrmals in Ziffern angegeben, ſo gilt bei 
Abweichungen die geringſte Summe. 5 
Artikel 10 
Trägt ein Scheck Unterſchriften von Perſonen, die eine Scheckverbindlichkeit nicht eingehen können, 
gefälſchte Unterſchriften, Anterſchriften erdichteter Perſonen oder Unterſchriften, die aus irgendeinem 
anderen Grunde für die Perſonen, die unterſchrieben haben, oder mit deren Namen unterſchrieben wor⸗ 
den iſt, keine Verbindlichkeit begründen, ſo hat dies auf die Gültigkeit der übrigen Unterſchriften keinen 
Einfluß. 
Artikel 11 
Wer auf einen Scheck ſeine Anterſchrift als Vertreter eines anderen ſetzt, ohne hierzu ermächtigt 
zu fein, haftet ſelbſt ſcheckmäßig und hat, wenn er den Scheck einlöſt, dieſelben Rechte, die der an⸗ 
geblich Vertretene haben würde. Das gleiche gilt von einem Vertreter, der ſeine Vertretungsbefugnis 
überſchritten hat. 
Artikel 12 8 
Der Ausſteller haftet für die Zahlung des Schecks. Jeder Vermerk, durch den er dieſe Haftung 
ausſchließt, gilt als nicht geſchrieben. 
Artikel 13 
Wenn ein Scheck, der bei der Begebung unvollſtändig war, den getroffenen Vereinbarungen zu⸗ 
wider ausgefüllt worden iſt, ſo kann die Nichteinhaltung dieſer Vereinbarungen dem Inhaber nicht 
entgegengeſetzt werden, es ſei denn, daß er den Scheck in böſem Glauben erworben hat oder ihm 
beim Erwerb eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 


Zweiter Abſchnitt 
Übertragung 
Artikel 14 

Der auf eine beſtimmte Perſon zahlbar geſtellte Scheck mit oder ohne den ausdrücklichen Ver⸗ 
merk „an Order“ kann durch Indoſſament übertragen werden. 

Der auf eine beſtimmte Perſon zahlbar geſtellte Scheck mit dem Vermerk „nicht an Order“ oder 
mit einem gleichbedeutenden Vermerk kann nur in der Form und mit den Wirkungen einer gewöhn⸗ 
lichen Abtretung übertragen werden. 

Das Indoſſament kann auch auf den Ausſteller oder jeden anderen Scheckverpflichteten lauten. 
Dieſe Perſonen können den Scheck weiter indoſſieren. 


Artikel 15 s 

Das Indoſſament muß unbedingt ſein. Bedingungen, von denen es abhängig gemacht wird, 
gelten als nicht geſchrieben. 

Ein Teilindoſſament iſt nichtig. 

Ebenſo iſt ein Indoſſament des Bezogenen nichtig. 

Ein Indoſſament an den Inhaber gilt als Blankoindoſſament. f 

Das Indoſſament an den Bezogenen gilt nur als Quittung, es ſei denn, daß der Bezogene 
mehrere Niederlaſſungen hat und das Indoſſament auf eine andere Niederlaſſung lautet als diejenige, 
auf die der Scheck gezogen worden iſt. 

a Artikel 16 

Das Indoſſament muß auf den Scheck oder ein mit dem Scheck verbundenes Blatt (Anhang) 
geſetzt werden. Es muß von dem Indoſſanten unterſchrieben werden. 

Das Indoſſament braucht den Indoſſatar nicht zu bezeichnen und kann ſelbſt in der bloßen 
Unterſchrift des Indoſſanten beſtehen (Blankoindoſſament). In dieſem letzteren Falle muß das In⸗ 
doſſament, um gültig zu ſein, auf die Rückseite des Schecks oder auf den Anhang geſetzt werden. 


g Artikel 17 f 
Das Indoſſament überträgt alle Rechte aus dem Scheck. 
Iſt es ein Blankoindoſſament, ſo kann der Inhaber g 
1. das Indoſſament mit ſeinem Namen oder mit dem Namen eines anderen ausfüllen; 
2. den Scheck durch ein Blankoindoſſament oder an eine beſtimmte Perſon weiter indoſſieren; 
3. den Scheck weiterbegeben, ohne das Blankoindoſſament auszufüllen und ohne ihn zu in⸗ 
doſſieren. 


154 


Artitel 18 
Der Indoſſant haftet mangels eines entgegenſtehenden Vermerks für die Zahlung. 
Er kann unterſagen, daß der Scheck weiter indoſſiert wird; in dieſem Falle haftet er denen 
nicht, an die der Scheck weiter indoſſiert wird. 


Artikel 19 
Wer einen durch Indoſſament übertragbaren Scheck in Händen hat, gilt als rechtmäßiger In⸗ 
haber, ſofern er ſein Recht durch eine ununterbrochene Reihe von Indoſſamenten nachweiſt, und zwar 
auch dann, wenn das letzte ein Blankoindoſſament iſt. Ausgeſtrichene Indoſſamente gelten hierbei als 
nicht geſchrieben. Folgt auf ein Blankoindoſſament ein weiteres Indoſſament, ſo wird angenommen, 
daß der Ausſteller dieſes Indoſſaments den Scheck durch das Blankoindoſſament erworben hat. 


Artikel 20 
Ein Indoſſament auf einem Inhaberſcheck macht den Indoſſanten nach den Vorſchriften über den 
Rückgriff haftbar, ohne aber die Urkunde in einen Orderſcheck umzuwandeln. 


Artikel 21 
Iſt der Scheck einem früheren Inhaber irgendwie abhanden gekommen, ſo iſt der Inhaber, in 
deſſen Hände der Scheck gelangt iſt — ſei es, daß es ſich um einen Inhaberſcheck handelt, ſei es, daß 
es ſich um einen durch Indoſſament übertragbaren Scheck handelt und der Inhaber ſein Recht gemäß 
Artikel 19 nachweiſt —, zur Herausgabe des Schecks nur verpflichtet, wenn er ihn in böſem Glauben 
erworben hat oder ihm beim Erwerb eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 


Artikel 22 
Wer aus dem Scheck in Anſpruch genommen wird, kann dem Inhaber keine Einwendungen ent⸗ 
gegenſetzen, die ſich auf feine unmittelbaren Beziehungen zu dem Ausſteller oder zu einem früheren 
Inhaber gründen, es ſei denn, daß der Inhaber beim Erwerb des Schecks bewußt zum Nachteil 
des Schuldners gehandelt hat. 
Artikel 23 
Enthält das Indoſſament den Vermerk „Wert zur Einziehung“, „zum Inkaſſo“, „in Prokura“ 
oder einen anderen nur eine Bevollmächtigung ausdrückenden Vermerk, ſo kann der Inhaber alle 
Rechte aus dem Scheck geltend machen; aber er kann ihn nur durch ein weiteres Vollmachtsin⸗ 
doſſament übertragen. 
Die Scheckverpflichteten können in dieſem Falle dem Inhaber nur ſolche Einwendungen entgegen⸗ 
ſetzen, die ihnen gegen den Indoſſanten zuſtehen. f 
Die in dem Vollmachtsindoſſament enthaltene Vollmacht erliſcht weder mit dem Tode noch mit 
dem Eintritt der Handlungsunfähigkeit des Vollmachtgebers. | 


Artikel 24 

Ein Indoffament, das nach Erhebung des Proteſtes oder nach Vornahme einer gleichbedeu⸗ 
tenden Feſtſtellung oder nach Ablauf der Vorlegungsfriſt auf den Scheck geſetzt wird, hat nur die 
Wirkungen einer gewöhnlichen Abtretung. 

Bis zum Beweis des Gegenteils wird vermutet, daß ein nicht datiertes Indoſſament vor Er⸗ 
hebung des Proteſtes oder vor der Vornahme einer gleichbedeutenden Feſtſtellung oder vor Ablauf 
der Vorlegungsfriſt auf den Scheck geſetzt worden iſt. jet ö 1 

Dritter Abſchnitt 
Scheckbürgſchaft 
et Artitel 25 
Die Zahlung der Stheckſumme kann ganz oder teilweiſe durch Scheckbürgſchaft geſichert werden. 
Dieſe Sicherheit kann von einem Dritten, mit Ausnahme des Bezogenen, oder auch von einer 
Perſon geleiſtet werden, deren Unterſchrift ſich ſchon auf dem Scheck befindet. 


Artikel 26 

Die Bürgſchaftserklärung wird auf den Scheck oder auf einen Anhang geſetzt. 

Sie wird durch die Worte „als Bürge“ oder einen gleichbedeutenden Vermerk ausgedrückt; ſie 
iſt von dem Scheckbürgen zu unterſchreiben. 

Die bloße Unterſchrift auf der Vorderſeite des Schecks gilt als Bürgſchaftserklärung, ſoweit es 
ſich nicht um die Anterſchrift des Ausſtellers handelt. 

In der Erklärung iſt anzugeben, für wen die Bürgſchaft geleiſtet wird; mangels einer ſolchen 
Angabe gilt fie für den Ausſteller. 
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Artitel 27 
Der Scheckbürge haftet in der gleichen Weiſe wie derjenige, für den er ſich verbürgt hat. 
Seine Verpflichtungserklärung iſt auch gültig, wenn die Verbindlichkeit, für die er ſich verbürgt 
hat, aus einem anderen Grunde als wegen eines Formfehlers nichtig it. a 
Der Scheckbürge, der den Scheck bezahlt, erwirbt die Rechte aus dem Scheck gegen denjenigen, 
für den er ſich verbürgt hat, und gegen alle, die dieſem ſcheckmäßig haften. 


Vierter Abſchnitt 
Vorlegung und Zahlung 
Artikel 28 
Der Scheck iſt bei Sicht zahlbar. Jede gegenteilige Angabe gilt als nicht geſchrieben. 
Ein Scheck, der vor Eintritt des auf ihm angegebenen Ausſtellungstages zur Zahlung vorgelegt 
wird, iſt am Tage der Vorlegung zahlbar. 


Artikel 29 

Ein Scheck, der in dem Lande der Ausſtellung zahlbar iſt, muß binnen acht Tagen zur Zahlung 
vorgelegt werden. Dasſelbe gilt für einen Scheck, der im Inlande ausgeſtellt und im deutſchen Reich 
zahlbar iſt und umgekehrt. 

Außer im Falle des Abi. 1 Satz 2 muß ein Scheck, der in einem anderen Lande als dem der 
Ausſtellung zahlbar iſt, binnen zwanzig Tagen vorgelegt werden, wenn Ausſtellungsort und Zahlungs- 
ort ſich in demfelben Erdteile befinden, und binnen ſiebzig Tagen, wenn Ausſtellungsort und Zahlungs- 
ort ſich in verſchiedenen Erdteilen befinden. 

Hierbei gelten die in einem Lande Europas ausgeſtellten und in einem an das Mittelmeer gren⸗ 
zenden Lande zahlbaren Schecks, ebenſo wie die in einem an das Mittelmeer grenzenden Lande aus⸗ 
geſtellten und in einem Lande Europas zahlbaren Schecks als Schecks, die in demſelben Erdteile aus⸗ 
geſtellt und zahlbar ſind. 

Die vorſtehend erwähnten Friſten beginnen an dem Tage zu laufen, der in dem Scheck als Aus⸗ 
ſtellungstag angegeben iſt. 

Artikel 30 

Iſt ein Scheck auf einen Ort gezogen, deſſen Kalender von dem des Ausſtellungsortes abweicht, 
ſo wird der Tag der Ausſtellung in den nach dem Kalender des Zahlungsortes entſprechenden Tag 
umgerechnet. 

Artikel 31 

Die Einlieferung in eine Abrechnungsſtelle ſteht der Vorlegung zur Zahlung gleich. 

Der Senat beſtimmt, welche Einrichtungen als Abrechnungsſtellen anzuſehen ſind und unter 
welchen Vorausſetzungen die Einlieferung erfolgen kann. 


Artikel 32 
Ein Widerruf des Schecks iſt erſt nach Ablauf der Vorlegungsfriſt wirkſam. 
Wenn der Scheck nicht widerrufen iſt, kann der Bezogene auch nach Ablauf der Vorlegungsfriſt 
Zahlung leiſten. 
Artikel 33 
Auf die Wirkſamkeit des Schecks iſt es ohne Einfluß, wenn der Ausſteller nach der Begebung 
des Schecks ſtirbt oder handlungsunfähig wird. 


Artikel 34 . ; 
Der Bezogene kann vom Inhaber gegen Zahlung die Aushändigung des quittierten Schecks ver⸗ 
langen. i 
Der Inhaber darf eine Teilzahlung nicht zurückweiſen. 
Im Falle der Teilzahlung kann der Bezogene verlangen, daß ſie auf dem Scheck vermerkt und 
ihm eine Quittung erteilt wird. 
Artikel 35 N f 
Der Bezogene, der einen durch Indoſſament übertragbaren Scheck einlöſt, iſt verpflichtet, die 
Ordnungsmäßigkeit der Reihe der Indoſſamente, aber nicht die Unterſchriften der Indoſſanten zu 
prüfen. 
Artikel 36 
Lautet der Scheck auf eine Währung, die am Zahlungsorte nicht gilt, ſo kann die Scheckſumme 
in der Landeswährung nach dem Werte gezahlt werden, den ſie am Tage der Vorlegung beſitzt. 
Wenn die Zahlung bei Vorlegung nicht erfolgt iſt, ſo kann der Inhaber wählen, ob die Scheckſumme 
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nach dem Kurs des Vorlegungstages oder nach dem Kurs des Zahlungstages in die Landeswäh⸗ 
rung umgerechnet werden ſoll. 

Der Wert der fremden Währung beſtimmt ſich nach den Handelsgebräuchen des Zahlungsortes. 
Der Ausſteller kann jedoch im Scheck für die zu zahlende Summe einen Umrechnungskurs beſtimmen. 

Die Vorſchriften der beiden erſten Abſätze finden keine Anwendung, wenn der Ausſteller die 
Zahlung in einer beſtimmten Währung vorgeſchrieben hat (Effektivvermerk). 

Lautet der Scheck auf eine Geldſorte, die im Lande der Ausſtellung dieſelbe Bezeichnung, aber 
einen anderen Wert hat als in dem der Zahlung, ſo wird vermutet, daß die Geldſorte des Zahlungs⸗ 
ortes gemeint iſt. a 

Fünfter Abſchnitt 
Gekreuzter Scheck und Verrechnungsſcheck 
Artikel 37 

Der Ausſteller ſowie jeder Inhaber können den Scheck mit den im Artikel 38 vorgeſehenen Wir⸗ 
kungen kreuzen. 

Die Kreuzung erfolgt durch zwei gleichlaufende Striche auf der Vorderſeite des Schecks. Die 
Kreuzung kann allgemein oder beſonders ſein. : 

Die Kreuzung iſt allgemein, wenn zwiſchen den beiden Strichen keine Angabe oder die Bezeichnung 
„Bankier“ oder ein gleichbedeutender Vermerk ſteht; ſie iſt eine beſondere, wenn der Name eines Bankiers 
zwiſchen die beiden Striche geſetzt üt. 

Die allgemeine Kreuzung kann in eine beſondere, nicht aber die beſondere Kreuzung in eine allge⸗ 
meine umgewandelt werden. i 
Die Streichung der Kreuzung oder des Namens des bezeichneten Bankiers gilt als nicht erfolgt. 


N Artikel 38 

Ein allgemein gekreuzter Scheck darf vom Bezogenen nur an einen Bankier oder an einen Kunden 
des Bezogenen bezahlt werden. 

Ein beſonders gekreuzter Scheck darf vom Bezogenen nur an den bezeichneten Bankier oder, wenn 
dieſer ſelbſt der Bezogene iſt, an deſſen Kunden bezahlt werden. Immerhin kann der bezeichnete Bankier 
einen anderen Bankier mit der Einziehung des Schecks betrauen. 

Ein Bankier darf einen gekreuzten Scheck nur von einem ſeiner Kunden oder von einem anderen 
Bankier erwerben. Auch darf er ihn nicht für Rechnung anderer als der vorgenannten Perſonen ein⸗ 
ziehen. 

Befinden ſich auf einen Scheck mehrere beſondere Kreuzungen, ſo darf der Scheck vom Bezogenen 
nur dann bezahlt werden, wenn nicht mehr als zwei Kreuzungen vorliegen und die eine zum Zwecke 
der Einziehung durch Einlieferung in eine Abrechnungsſtelle erfolgt iſt. f 

Der Bezogene oder der Bankier, der den vorſtehenden Vorſchriften zuwiderhandelt, haftet für den 
entſtandenen Schaden, jedoch nur bis zur Höhe der Scheckſumme. 


f Artikel 39 

Der Ausſteller ſowie jeder Inhaber eines Schecks kann durch den quer über die Vorderſeite ge⸗ 
ſetzten Vermerk „nur zur Verrechnung“ oder durch einen gleichbedeutenden Vermerk unterſagen, daß der 
Scheck bar bezahlt wird. 

Der Bezogene darf in dieſem Falle den Scheck nur im Wege der Gutſchrift einlöſen (Verrech⸗ 
nung, Überweiſung, Ausgleichung). Die Gutſchrift gilt als Zahlung. 

Die Streichung des Vermerks „nur zur Verrechnung“ gilt als nicht erfolgt. 

Der Bezogene, der den vorſtehenden Vorſchriften zuwiderhandelt, haftet für den entſtandenen 
Schaden, jedoch nur bis zur Höhe der Scheckſumme. 


Sechſter Abſchnitt 
Rückgriff mangels Zahlung 
Artikel 40 a 
Der Inhaber kann gegen die Indoſſanten, den Ausſteller und die anderen Scheckverpflichteten 
Rückgriff nehmen, wenn der rechtzeitig vorgelegte Scheck nicht eingelöſt und die Verweigerung der 
Zahlung feſtgeſtellt worden iſt: 8 54 
1. durch eine öffentliche Urkunde (Proteſt) oder 
2. durch eine ſchriftliche, datierte Erklärung des Bezogenen auf dem Scheck, die den Tag der 
Vorlegung angibt, oder 
3. durch eine datierte Erklärung einer Abrechnungsſtelle, daß der Scheck rechtzeitig eingeliefert 
und nicht bezahlt worden iſt. i 
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Artikel 41 N 
Der Proteſt oder die gleichbedeutende Feſtſtellung muß vor Ablauf der Vorlegungsfriſt vorge⸗ 
nommen werden. 
Sit die Vorlegung am letzten Tage der Friſt erfolgt, jo kann der Proteſt oder die gleichbedeu⸗ 
tende Feſtſtellung auch noch an dem folgenden Werktage vorgenommen werden. 


Artikel 42 

Der Inhaber muß ſeinen unmittelbaren Vormann und den Ausſteller von dem Unterbleiben der 
Zahlung innerhalb der vier Werktage benachrichtigen, die auf den Tag der Proteſterhebung oder der 
Vornahme der gleichbedeutenden Feſtſtellung oder, im Falle des Vermerks „ohne Koſten“, auf den 
Tag der Vorlegung folgen. Jeder Indoſſant muß innerhalb zweier Werktage nach Empfang der Nach⸗ 
richt ſeinem unmittelbaren Vormanne von der Nachricht, die er erhalten hat, Kenntnis geben und ihm 
die Namen und Adreſſen derjenigen mitteilen, die vorher Nachricht gegeben haben, und ſo weiter in 
der Reihenfolge bis zum Ausſteller. Die Friſten laufen vom Empfang der vorhergehenden Nachricht. 

Wird nach Maßgabe des vorhergehenden Abſatzes einer Perſon, deren Unterſchrift ſich auf dem 
Scheck befindet, Nachricht gegeben, ſo muß die gleiche Nachricht in derſelben Friſt ihrem Scheckbürgen 
gegeben werden. : 

Hat ein Indoſſant feine Adreſſe nicht oder inunleſerlicher Form angegeben, ſo genügt es, daß 
ſein unmittelbarer Vormann benachrichtigt wird. 

Die Nachricht kann in jeder Form gegeben werden, auch durch die bloße Rückſendung des Schecks. 

Der zur Benachrichtigung Verpflichtete hat zu beweiſen, daß er in der vorgeſchriebenen Friſt be⸗ 
nachrichtigt hat. Die Friſt gilt als eingehalten, wenn ein Schreiben, das die Benachritigung enthält, 
innerhalb der Friſt zur Poſt gegeben worden iſt. 

Wer die rechtzeitige Benachrichtigung verſäumt, verliert nicht den Rückgriff; er haftet für den 
etwa durch ſeine Nachläſſigkeit entſtandenen Schaden, jedoch nur bis zur Höhe der Scheckſumme. 


Artikel 43 a ’ 

Der Ausſteller ſowie jeder Indoſſant oder Scheckbürge kann durch den Vermerk „ohne Koſten“, 
„ohne Proteſt“ oder einen gleichbedeutenden auf den Scheck geſetzten und unterzeichneten Vermerk den 
Inhaber von der Verpflichtung befreien, zum Zwecke der Ausübung des Rückgriffs Proteſt erheben 
oder eine gleichbedeutende Feſtſtellung vornehmen zu laſſen. 

Der Vermerk befreit den Inhaber nicht von der Verpflichtung, den Scheck rechtzeitig vorzulegen 
und die erforderlichen Nachrichten zu geben. Der Beweis, daß die Friſt nicht eingehalten worden iſt, 
liegt demjenigen ob, der ſich dem Inhaber gegenüber darauf beruft. 

Sit der Vermerk vom Ausſteller beigefügt, jo wirkt er gegenüber allen Scheckverpflichteten; it 
er von einem Indoſſanten oder einem Scheckbürgen beigefügt, ſo wirkt er nur dieſen gegenüber. Läßt 
der Inhaber ungeachtet des vom Ausſteller beigefügten Vermerks Proteſt erheben oder eine gleich⸗ 
bedeutende Feſtſtellung vornehmen, ſo fallen ihm die Koſten zur Saft. Iſt der Vermerk von einem In⸗ 
doſſanten oder einem Scheckbürgen beigefügt, ſo ſind alle Scheckverpflichteten zum Erſatz der Koſten 
eines dennoch erhobenen Proteſtes oder einer gleich bedeutenden Feſtſtellung verpflichtet. 


Artikel 44 

Alle Scheckverpflichteten haften dem Inhaber als Geſamtſchuldner. 

Der Inhaber kann jeden einzeln oder mehrere oder alle zuſammen in Anſpruch nehmen, ohne an 
die Reihenfolge gebunden zu ſein, in der ſie ſich verpflichtet haben. 

Das gleiche Recht ſteht jedem Scheckverpflichteten zu, der den Scheck eingelöſt hat. 

Durch die Geltendmachung des Anſpruchs gegen einen Scheckverpflichteten verliert der Inhaber 
nicht ſeine Rechte gegen die anderen Scheckverpflichteten, auch nicht gegen die Nachmänner desjenigen, 
der zuerſt in Anſpruch genommen worden iſt. 

Artikel 45 
Der Inhaber kann im Wege des Rückgriffs verlangen: 

1. die Schedjumme, ſoweit der Scheck nicht eingelöſt worden iſt; 

2. Zinſen zu ſechs vom Hundert ſeit dem Tage der Vorlegung; 

3. die Koſten des Proteſtes oder der gleichbedeutenden Feſtſtellung und der Nachrichten ſowie 
die anderen Auslagen; 

4. eine Vergütung, die mangels beſondreer Vereinbarung ein Drittel vom Hundert der Haupt⸗ 
ſumme des Schecks beträgt und dieſen Satz keinesfalls überſchreiten darf. 
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- Artitel 46 
Wer den Scheck eingelöft hat, kann von jeinen Vormännern verlangen: 
1. den vollen Betrag, den er gezahlt hat; 
2. die Zinſen dieſes Betrages zu ſechs vom Hundert ſeit dem Tage der Einlöſung; 
3. ſeine Auslagen; 
4. eine Vergütung, die nach den Vorſchriften des Artikels 45 Nr. 4 berechnet wird. 


Artikel 47 

Jeder Scheckverpflichtete, gegen den Rückgriff genommen wird oder genommen werden kann, iſt 
berechtigt, zu verlangen, daß ihm gegen Entrichtung der Rückgriffsſumme der Scheck mit demProteſt 
oder der gleichbedeutenden Feſtſtellung und eine quittierte Rechnung ausgehändigt werden. 

Jeder Indoſſant, der den Scheck eingelöſt hat, kann ſein Indoſſament und die Indoſſamente ſeiner 
Nachmänner ausſtreichen. 

Artikel 48 

Steht der rechtzeitigen Vorlegung des Schecks oder der rechtzeitigen Erhebung des Proteſtes oder 
der Vornahme einer gleichbedeutenden Feſtſtellung ein unüberwindliches Hindernis entgegen (geſetzliche 
Vorſchrift eines Staaates oder ein anderer Fall höherer Gewalt), ſo werden die für dieſe Handlungen 
beſtimmten Friſten verlängert. 

Der Inhaber iſt verpflichtet, ſeinen unmittelbaren Vormann von dem Falle der höheren Gewalt 
unverzüglich zu benachrichtigen und die Benachrichtigung unter Beifügung des Tages und Ortes ſo⸗ 
wie feiner Unterſchrift auf dem Scheck oder einem Anhang zu vermerken; im übrigen finden die Vor⸗ 
ſchriften des Artikels 42 Anwendung. 

Fällt die höhere Gewalt weg, ſo muß der Inhaber den Scheck unverzüglich zur Zahlung vorlegen 
und gegebenenfalls Proteſt erheben oder eine gleichbedeutende Feſtſtellung vornehmen laſſen. 

Dauert die höhere Gewalt länger als fünfzehn Tage ſeit dem Tage, an dem der Inhaber, 
ſelbſt vor Ablauf der Vorlegungsfriſt, ſeinen Vormann von dem Falle der höheren Gewalt benach⸗ 
richtigt hat, ſo kann Rückgriff genommen werden, ohne daß es der Vorlegung oder der Proteſt⸗ 
erhebung oder einer gleichbedeutenden Feſtſtellung bedarf. 

Tatſachen, die rein perſönlich den Inhaber oder denjenigen betreffen, den er mit der Vorlegung 
des Schecks oder mit der Erhebung des Proteſtes oder mit der Herbeiführung einer gleichbedeutenden 
Feſtſtellung beauftragt hat, gelten nicht als Fälle höherer Gewalt. 8 


Siebenter Abſchnitt 
Ausfertigung mehrerer Stücke eines Schecks 

i Artikel 49 

Schecks, die nicht auf den Inhaber geſtellt ſind und in einem anderen Lande als dem der Aus⸗ 
ſtellung oder in einem überſeeiſchen Gebiete des Landes der Ausſtellung zahlbar ſind, und umgekehrt, 
oder in dem überſeeiſchen Gebiete eines Landes ausgeſtellt und zahlbar ſind, oder in dem überſeeiſchen 
Gebiete eines Landes ausgeſtellt und in einem anderen überſeeiſchen Gebiete desſelben Landes zahlbar 
ſind, können in mehreren gleichen Ausfertigungen ausgeſtellt werden. Dieſe Ausfertigungen müſſen im 
Texte der Urkunde mit fortlaufenden Nummern verſehen ſein; andernfalls gilt jede Ausfertigung als 
beſonderer Scheck. 

Artikel 50 

Wird eine Ausfertigung bezahlt, ſo erlöſchen die Rechte aus allen Ausfertigungen, auch wenn dieſe 
nicht den Vermerk tragen, daß durch die Zahlung auf eine Ausfertigung die anderen ihre Gültigkeit 
verlieren. 

Hat ein Indoſſant die Ausfertigungen an verſchiedene Perſonen übertragen, ſo haften er und 
ſeine Nachmänner aus allen Ausfertigungen, die ihre Unterſchrift tragen und nicht herausgegeben 
worden ſind. 

Achter Abſchnitt 
Anderungen 
Artikel 51 

Wird der Text eines Schecks geändert, Jo haften diejenigen, die ihre Unterſchrift nach der Ande⸗ 
rung auf den Scheck geſetzt haben, entſprechend dem geänderten Text; wer früher unterſchrieben hat, 
haftet nach dem urſprünglichen Text. 5 
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Neunter Abſchnitt 
Verjährung 
Artikel 52 

Die Rückgriffsanſprüche des Inhabers gegen die Indoſſanten, den Ausſteller und die anderen 
Scheckverpflichteten verjähren in ſechs Monaten vom Ablauf der Vorlegungsfriſt. 

Die Rückgriffsanſprüche eines Verpflichteten gegen einen anderen Scheckverpflichteten verjähren in 
ſechs Monaten von dem Tage, an dem der Scheck von dem Verpflichteten eingelöſt oder ihm gegenüber 
gerichtlich geltend gemacht worden iſt. 

Artikel 53 

Die Unterbrechung der Verjährung wirkt nur gegen den Scheckverpflichteten, in Anſehung deſſen 

die Tatſache eingetreten iſt, welche die Unterbrechung bewirkt. 


Zehnter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften 
Artikel 54 

Als Bankiers im Sinne dieſes Geſetzes ſind anzuſehen: 

1. diejenigen Anſtalten des öffentlichen Rechtes, diejenigen unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden 
Anſtalten ſowie diejenigen in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragenen Genoſſenſchaften, die 
ſich nach den für ihren Geſchäftsbetrieb maßgebenden Beſtimmungen mit der Annahme von 
Geld und der Leiſtung von Zahlungen für fremde Rechnung befaſſen, ferner die unter amt⸗ 
licher Aufſicht ſtehenden Sparkaſſen, wenn ſie die nach geltendem Recht für ſie geltenden Auf⸗ 
ſichtsbeſtimmungen erfüllen; 

2. die in das Handelsregiſter eingetragenen Firmen, die gewerbsmäßig Bankiergeſchäfte be⸗ 
treiben. 

Artikel 55 

Die Vorlegung und der Proteſt eines Schecks können nur an einem Werktage ſtattfinden. 

Fällt der letzte Tag einer Friſt, innerhalb derer eine auf den Scheck bezügliche Handlung, insbe⸗ 
ſondere die Vorlegung, der Proteſt oder eine gleichbedeutende Feſtſtellung vorgenommen werden muß, 
auf einen geſetzlichen Feiertag, ſo wird die Friſt bis zum nächſten Werktag verlängert. Feiertage, die 
in den Lauf einer Friſt fallen, werden bei der Berechnung der Friſt mitgezählt. 

Im übrigen finden auf die Vorlegung des Schecks und den Proteſt die Vorſchriften der Artikel 79 
bis 88 des Wechſelgeſetzes entſprechende Anwendung. 


Artikel 56 
Bei der Berechnung der in dieſem Geſetz vorgeſehenen Friſten wird der Tag, an dem ſie zu 
laufen beginnen, nicht mitgezählt. 
Artikel 57 
Weder geſetzliche noch richterliche Reſpekttage werden anerkannt. 


Elfter Abſchnitt 
Ergänzende Vorſchriften 
Artikel 58 
Der Ausſteller, deſſen Rückgriffsverbindlichkeit durch Unterlaſſung rechtzeitiger Vorlegung oder Ver⸗ 
jährung erloſchen iſt, bleibt dem Inhaber des Scheecks ſoweit verpflichtet, als er ſich mit deſſen Schaden 
bereichern würde. N 
Der Anſpruch verjährt in einem Jahre ſeit der Ausſtellung des Schecks. 


Artikel 59 
Ein abhanden gekommener oder vernichteter Scheck kann im Wege des Aufgebotsverfahrens für 
kraftlos erklärt werden. Die Aufgebotsfriſt muß mindeſtens zwei Monate betragen. Nach Einleitung des 
Aufgebotsverfahrens kann der Berechtigte, falls der Scheck rechtzeitig zur Zahlung vorgelegt, von dem 
Bezogenen aber nicht eingelöſt worden war, von dem Ausſteller Zahlung fordern, wenn er bis zur 
Kraftloserklärung Sicherheit leiſtet. 8 
Eine abhanden gekommene oder vernichtete Proteſturkunde kann durch ein Zeugnis über die Proteſt⸗ 
erhebung erſetzt werden, das von der die beglaubigte Abſchrift der Arkunde verwahrenden Stelle zu 
erteilen iſt. In dem Zeugnis muß der Inhalt des Proteſtes und des gemäß Artikels 55 Abſ. 3 in 
Verbindung mit Artikel 85 Abſ. 2 des Wechſelgeſetzes aufgenommenen Vermerks angegeben ſein. 
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Zwölfter Abſchnitt 
Geltungsbereich der Geſetze 
Artikel 60 

Die Fähigkeit einer Perſon, eine Scheckverbindlichkeit einzugehen, beſtimmt ſich nach dem Recht des 
Landes, dem ſie angehört. Erklärt dieſes Recht das Recht eines anderes Landes für maßgebend, ſo iſt 
das letztere Recht anzuwenden. 

Wer nach dem im vorſtehenden Abſatz bezeichneten Recht eine Scheckverbindlichkeit nicht eingehen 
kann, wird gleichwohl gültig verpflichtet, wenn die Anterſchrift in dem Gebiet eines Landes abge⸗ 
geben worden iſt, nach deſſen Recht er ſcheckfähig wäre. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn 
die Verbindlichkeit von einem Inländer im Ausland übernommen worden iſt. 

Artikel 61 

Das Recht des Landes, in dem der Scheck zahlbar iſt, beſtimmt die Perſonen, auf die ein Scheck 
gezogen werden kann. 

it nach dieſem Recht der Scheck im Hinblick auf die Perſon des Bezogenen nichtig, ſo ſind gleich⸗ 
wohl die Verpflichtungen aus Anterſchriften gültig, die in Ländern auf den Scheck geſetzt worden ſind, 
deren Recht die Nichtigkeit aus einem ſolchen Grunde nicht vorſieht. 


Artikel 62 

Die Form einer Scheckerklärung beſtimmt ſich nach dem Recht des Landes, in deſſen Gebiete die 
Erklärung unterſchrieben worden iſt. Es genügt jedoch die Beobachtung der Form, die das Recht des 
Zahlungsortes vorſchreibt. 

Wenn eine Scheckerklärung, die nach den Vorſchriften des vorſtehenden Abſatzes ungültig iſt, dem 
Recht des Landes entſpricht, in deſſen Gebiet eine ſpätere Scheckerklärung unterſchrieben worden iſt, 
ſo wird durch Mängel in der Form der erſten Scheckerklärung die Gültigkeit der ſpäteren Scheck⸗ 
erklärung nicht berührt. 

Eine Scheckerklärung, die ein Inländer im Ausland abgegeben hat, iſt im Inland gegenüber an⸗ 
deren Inländern gültig, wenn die Erklärung den Formerforderniſſen des inländiſchen Rechts genügt. 


Artikel 63 


Die Wirkungen der Scheckerklärungen beſtimmen ſich nach dem Recht des Landes, in deſſen Ge⸗ 
biete die Erklärungen unterſchrieben worden ſind. 


Artikel 64 


Die Friſten für die Ausübung der Rückgriffsrechte werden für alle Scheckverpflichteten durch das 
Recht des Ortes beſtimmt, an dem der Scheck ausgeſtellt worden iſt. 


Artikel 65 
Das Recht des Landes, in deſſen Gebiete der Scheck zahlbar iſt, beſtimmt: 

1. ob der Scheck notwendigerweiſe bei Sicht zahlbar iſt oder ob er auf eine beſtimmte Zeit nach 
Sicht gezogen werden kann, und welches die Wirkungen ſind, wenn auf dem Scheck ein ſpäterer 
als der wirkliche Ausſtellungstag angegeben worden iſt. N 

2. die Vorlegungsfriſt; 

3. ob ein Scheck angenommen, zertifiziert, beſtätigt oder mit einem Viſum verſehen werden 
kann, und welches die Wirkungen dieſer Vermerke jind; 

4. ob der Inhaber eine Teilzahlung verlangen kann und ob er eine ſolche annehmen muß; 

5. ob ein Scheck gekreuzt oder mit dem Vermerk „nur zur Verrechnung“ oder mit einem gleich⸗ 
bedeutenden Vermerk verſehen werden kann, und welches die Wirkungen der Kreuzung oder 
des Verrechnungsvermerks oder eines gleichbedeutenden Vermerks find; 

6. ob der Inhaber beſondere Rechte auf die Deckung hat, und welches der Inhalt dieſer 
Rechte iſt; 

7. ob der Ausſteller den Scheck widerrufen oder gegen die Einlöſung des Schecks Widerſpruch 
erheben kann; 

8. die Maßnahmen, die im Falle des Verluſtes oder des Diebſtahls des Schecks zu ergreifen ſind; 

9. ob ein Proteſt oder eine gleichbedeutende Feſtſtellung zur Erhaltung des Rückgriffs gegen die 
Indoſſanten, den Ausſteller und die anderen Scheckverpflichteten notwendig iſt. 
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Artitel 66 
Die Form des Proteſtes und die Früten für die Proteſterhebung ſowie die Form der übrigen 
Handlungen, die zur Ausübung oder Erhaltung der Scheckrechte erforderlich ſind, beſtimmen ſich nach 
dem Recht des Landes, in deſſen Gebiete der Proteſt zu erheben oder die Handlung vorzunehmen iſt. 


Danzig, den 9. März 1984. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


60 Verordnung 
betreffend Einführungsgeſetz zum Scheckgeſetz. 
Vom 9. März 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 26 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und zur Durchführung der Genfer Abkommen zur Ver⸗ 
einheitlichung des Scheckrechts vom 19. März 1931 wird die folgende Verordnung unter der Bezeichnung 
„Einführungsgeſetz zum Scheckgeſetz“ mit Geſetzeskraft erlaſſen. f 


Danzig, den 9. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Einführungsgeſetz zum Scheckgeſetz 
Vom 9. März 1934. 


Artikel 1 ö E 

Das Scheckgeſetz tritt mit dem 1. April 1934 in Kraft. Jedoch treten die Artikel 37, 38 über 
den gekreuzten Scheck erſt in einem ſpäteren Zeitpunkte in Kraft, der vom Senat der Freien Stadt 
Danzig beſtimmt wird. 

Die Vorſchriften des Scheckgeſetzes vom 11. März 1908 (Reichsgeſetzblatt S. 71) in der für 
Danzig geltenden Faſſung, abgeändert durch die Geſetze vom 19. Mai 1925, 1. Dezember 1926 und 
26. September 1930 (G. Bl. S. 131; 327; 194, treten mit dem Inkrafttreten des neuen Scheckgeſetzes 
außer Kraft. 

Mit dem Inkrafttreten des Scheckgeſetzes treten ferner außer Kraft, ſoweit ſie ſich auf Schecks 
beziehen, 

die Vorſchriften des $ 1 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen 

Maßnahmen und über die Verlängerung der Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts im Falle 
kriegeriſcher Ereigniſſe vom 4. Auguſt 1914 (Reichsgeſetzblatt S. 327) in der Faſſung der 
Verordnung von 20. Januar 1919 (Reichsgeſetzblatt S. 91); : 

die Vorſchriften des 8 3 der Verordnung zum Schutze gegen die Folgen der Stillegung von 

Bankbetrieben vom 19. April 1919 (Reichsgeſetzblatt S. 397). 

Für Schecks, die vor dem Inkrafttreten des Scheckgeſetzes ausgeſtellt ſind, bleiben die entſprechenden 

Vorſchriften des bisherigen Rechts maßgebend. 


Artikel 2 

Für den Zinsſatz beim Rückgriff aus Schecks, die im Inland ſowohl ausgeſtellt als auch zahlbar 
ſind, verbleibt es auch nach dem Inkrafttreten des neuen Scheckgeſetzes bei den Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes über die Wechſel⸗ und Scheckzinſen vom 1. Dezember 1926 (G. Bl. S. 327). 

Der Senat beſtimmt den Zeitpunkt, mit dem die Vorſchriften des Abs. 1 und des Geſetzes über 
die Wechſel⸗ und Scheckzinſen vom 1. Dezember 1926 (G. Bl. S. 327), ſoweit es ſich auf Schecks 
bezieht, außer Kraft treten. 

Artikel 3 

Bis zum Inkrafttreten der Artikel 37, 38 des Scheckgeſetzes werden die im Ausland ausgeſtellten 

gekreuzten Schecks im Inland als Verrechnungsſchecks behandelt. 
Artikel 4 

Die gemäß $ 12 des Scheckgeſetzes vom 11. März 1908 als Abrechnungsſtellen beſtimmten 

Stellen ſind bis auf weiteres als Abrechnungsſtellen im Sinne des neuen Scheckgeſetzes anzuſehen; die 
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Einlieferung kann nur erfolgen, wenn der Bezogene bei der Abrechnungsſtelle vertreten iſt, und muß 
den für den Geſchäftsverkehr der Abrechnungsſtelle maßgebenden Beſtimmungen entſprechen. Vgl. 
auch Verordnung vom 25. April 1924 (St. A. S. 89). 


Artikel 5 
Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften des Scheckgeſetzes verwieſen iſt, treten an deren Stelle die ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften des neuen Scheckgeſetzes. 
Der Senat wird ermächtigt, nähere Vorſchriften zu erlaſſen. 


Artikel 6 
(1) Die Verordnung des Bundesrats über die Beſtätigung von Schecks durch die Reichsbank vom 
31. Auguſt 1916 (Reichsgeſetzblatt S. 985) erhält unter gleichzeitiger Anderung der Überſchrift fol⸗ 
gende Faſſung: 
Verordnung 
über die Beſtätigung von Schecks durch die Bank von Danzig. 


Artikel 1 

Verſieht die Bank von Danzig einen auf ſie gezogenen Scheck mit einem Beſtätigungsver⸗ 
merke, ſo wird ſie dadurch dem Inhaber zur Einlöſung verpflichtet; für die Einlöſung haftet 
ſie auch dem Ausſteller und den Indoſſanten. Die Einlöſung des beſtätigten Schecks darf auch 
dann nicht verweigert werden, wenn inzwiſchen über das Vermögen des Ausſtellers der Konkurs 
eröffnet wurde. 

Die Verpflichtung aus der Beſtätigung erliſcht, wenn der Scheck nicht binnen acht Tagen nach 
der Ausſtellung zur Zahlung vorgelegt wird. Auf den Nachweis der Vorlegung finden die Vor⸗ 
ſchriften des Artikels 40 des Scheckgeſetzes Anwendung. 

Der Anſpruch aus der Beſtätigung verjährt in zwei Jahren vom Ablauf der Vorlegungs⸗ 
friſt an. 

Auf die gerichtliche Geltendmachung von Anſprüchen auf Grund der Beſtätigung finden die 
für Wechſelſachen geltenden Zuſtändigkeits⸗ und Verfahrensvorſchriften entſprechende Anwendung. 

Die Bank von Danzig iſt nur nach vorheriger Deckung befugt, Schecks mit einem Beſtätigungs⸗ 
vermerke zu verſehen. N 

Artikel 2 

Die Beſtätigung begründet nicht die Verpflichtung zur Entrichtung des Wechſelſtempels oder 
einer geſetzlichen Abgabe. 

Der Senat wird ermächtigt, die Beſtimmungen der im Abſ. 1 genannten Verordnung zu 
ergänzen, zu ändern oder aufzuheben. 

Artikel 3 
Die Verordnung tritt am 1. April 1934 in Kraft. 
(2) Der Senat wird ermächtigt, die Beſtimmungen der im Abi. 1 genannten Verordnung zu 
ergänzen, zu ändern oder aufzuheben. 
Artikel 7 
§ 69 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 
1897 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzblatt S. 713) wird wie 
folgt geändert: 
1. Als neuer Abſ. 2 wird eingefügt: 

Beſtätigte Bank von Danzig ⸗Schecks ſind zur Sicherheitsleiſtung in Höhe des Nenn⸗ 
betrages geeignet, wenn die Vorlegungsfriſt nicht vor dem vierten Tage nach dem Verſteige⸗ 
rungstermin abläuft. 

2. Der bisherige Abſ. 2 wird Abſ. 3. 


Artikel 8 
Soweit ſich das Geſetz über die Folgen der Verhinderung wechſel- und ſcheckrechtlicher Handlungen 
im Ausland vom 13. April 1914 (Reichsgeſetzblatt S. 107) auf Schecks bezieht, treten an ſeine 
Stelle mit dem Inkrafttreten des Scheckgeſetzes folgende Vorſchriften: N 5 
Wird die rechtzeitige Vornahme einer Handlung, die im Ausland zur Ausübung oder Erhaltung 
der Rechte aus einem Scheck vorzunehmen iſt, durch eine dort erlaſſene Vorſchrift verhindert, ſo 
kann der Senat beſtimmen, daß die Rechte ungeachtet der Verſäumung beſtehen bleiben, ſofern die 


Handlung unverzüglich nach Wegfall des Hinderniſſes nachgeholt wird. In gleicher Weiſe kann beſtimmt 
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werden, daß bei einer ſolchen Verhinderung nach einer beſtimmten Friſt Rückgriff genommen werden 
kann, ohne daß es der Vornahme der Handlung bedarf. 
Artikel 9 


$ 34 der Konkursordnung erhält folgenden Abſ. 3: 
Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden auf Scheckzahlungen des Gemeinſchuldners entſpre⸗ 


chende Anwendung. 
Artikel 10 


Das fünfte Buch der Zivilprozeßordnung (Urkunden⸗ und Wechſelprozeß) wird durch Anfügen 
folgender Beſtimmungen ergänzt: 
§ 605 a. Werden im Urkundenprozeſſe Anſprüche aus Schecks im Sinne des Scheckgeſetzes 
geltend gemacht (Scheckprozeß), ſo finden die 8s 602 bis 605 entſprechende Anwendung. 


Danzig, den 9. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


61 Verordnung 
über die Feiertage. 
Vom 16. März 1934. 


Auf Grund von $ 1 Ziffer 9 und 73 und § 2 d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Der Danziger Feiertag iſt der 1. Mai, der Tag der Arbeit. 


8 2 
Der 5. Sonntag vor Oſtern iſt Heldengedenktag. 


8 3 
Der 1. Sonntag nach Michaelis iſt Erntedanktag. 


8 4 
Außer den in den 88 1 bis 3 beſtimmten nationalen Feiertagen und den Sonntagen ſind 
Feiertage: 
der Neujahrstag, 
der Karfreitag, 
der Oſtermontag, 
der Himmelfahrtstag, 
der Pfingſtmontag, 
der Bußtag am Mittwoch vor dem letzten Trinitatisſonntag, 
„der erſte und zweite Weihnachtstag. 
8 5 
Die durch dieſes Geſetz erſchöpfend feſtgelegten Feiertage ſind Feſt⸗ oder allgemeine Feiertage im 
Sinne der geſetzlichen Vorſchriften. N 
§ 6 a c 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig verlieren ſämtliche anderen Tage, 
die bisher als Feiertage oder Staatsfeiertage feſtgeſetzt waren, dieſe Eigenſchaft. 
Danzig, den 16. März 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer v. Wnuck 
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